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Tagesordnungspunkt 1

a) Antrag der Abgeordneten Klaus Ernst, Thomas
Nord, Wolfgang Gehrcke, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion DIE LINKE.

Freihandelsabkommen zwischen der EU und Ka-
nada CETA zurückweisen

BT-Drucksache 18/2604

b) Antrag der Abgeordneten Katharina Dröge, Bär-
bel Höhn, Renate Künast, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Keine Klageprivilegien für Konzerne - CETA -
Vertragsentwurf ablehnen

BT-Drucksache 18/2620

1. Themenblock
CETA – allgemeiner Teil

Der Vorsitzende: Meine Damen und Herren, ich
darf Sie recht herzlich zur heutigen öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und
Energie zum Comprehensive Economic and Trade
Agreement (CETA), dem geplanten Freihandels-
und Investitionsschutzabkommen zwischen der
Europäischen Union und Kanada begrüßen. Wir
haben als Grundlage dieser Anhörung den Antrag
der Fraktion DIE LINKE. „Freihandelsabkommen
zwischen der EU und Kanada zurückweisen“, BT-
Drs. 18/2604, und den Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Keine Klageprivilegien für
Konzerne – CETA-Vertragsentwurf ablehnen“, BT-
Drs. 18/2620. Wir haben uns im Ausschuss darauf
verständigt, dass wir das CETA wie auch das
TTIP, also das vergleichbare Handelsabkommen
mit den USA, intensiv parlamentarisch begleiten
werden und wir alle gehen davon aus, dass - so-
bald uns das Ratifizierungsgesetz vorliegt - eine
weitere Anhörung zu CETA stattfinden wird. Ein-
gangs darf ich unserer Kollegin Frau Baerbock
zum Geburtstag gratulieren. Herzlichen Glück-
wunsch. Jetzt begrüße ich unsere Expertinnen und
Experten, die unserem Ausschuss heute ihren
Sachverstand für die Beratung zu diesem Thema
zur Verfügung stellen und sich unseren Fragen
stellen werden. Ich denke, ich brauche die Liste
jetzt nicht vorzulesen, sie liegt allgemein vor und
ist bekannt. Ich begrüße unsere Kolleginnen und
Kollegen, die als Mitglieder des Ausschusses für
Wirtschaft und Energie anwesend sind, aber auch

die Kolleginnen und Kollegen aus anderen, mitbe-
ratenden Ausschüssen. Ich begrüße für die Bun-
desregierung die Parlamentarische Staatssekretä-
rin Iris Gleicke. Des Weiteren nehmen Fachbe-
amte des Bundeswirtschaftsministeriums an der
Anhörung teil. Ich begrüße die Vertreterinnen und
Vertreter der Bundesländer, die Vertreterinnen
und Vertreter der Bild-, Ton- und Printmedien,
die als Zuhörerinnen und Zuhörer erschienenen
Gäste und auch die Zuschauerinnen und Zu-
schauer, die sich live über das Parlamentsfernse-
hen bzw. das Internet zugeschaltet haben. Jetzt
bitte ich für den Ablauf der heutigen Anhörung
um Aufmerksamkeit. Dazu muss ich Folgendes er-
läutern und bitte es zu berücksichtigen: Die Frak-
tionen haben sich darauf verständigt, dass die An-
hörung in zwei Themenblöcke aufgeteilt wird. Der
Themenblock 1, der für eine Stunde, also bis 15
Uhr vorgesehen ist, CETA im Allgemeinen, mit
Ausnahme des dann folgenden Themenblocks 2
von 15 Uhr bis 16 Uhr, nämlich die Investitions-
schutzbestimmungen. Wir werden die Befragung
unter Berücksichtigung des Stärkeverhältnisses
der Fraktionen durchführen, aber gleichzeitig wol-
len wir der Opposition ein Stück entgegenkom-
men. Und deswegen wurde der Zeitschlüssel zwi-
schen den Fraktionen mit einem Verhältnis
2:2:1:1 vereinbart. Was das konkret heißt, werde
ich gleich noch darstellen. Um pro Themenkom-
plex zwei komplette Fragerunden unter Berück-
sichtigung aller Fraktionen durchführen zu kön-
nen, sind wir darauf angewiesen, dass sich so-
wohl die Fragenden als auch die Sachverständi-
gen möglichst kurz fassen. Die Fraktionen haben
sich deswegen darauf verständigt, dass pro Wort-
meldung eine maximale Redezeit von fünf Minu-
ten für Frage und Antwort vorgesehen ist. Bei ei-
ner Zeitüberschreitung muss ich als Vorsitzender
tätig werden. Es gilt also der Grundsatz: Je kürzer
die Frage, desto mehr Zeit für die Beantwortung.
Aber wir müssen Frage und Antwort zusammen
in jeweils fünf Minuten abhandeln, damit wir den
Zeitplan einhalten können. Eine weitere Bitte an
die fragestellenden Kolleginnen und Kollegen:
Bitte nennen Sie bei jeder Frage stets den Namen
des oder der Sachverständigen, an die sich die
Frage richtet. Wir haben aufgrund dieses Zeit-
plans nicht vorgesehen, dass es Eingangsstate-
ments der Sachverständigen gibt. Dafür liegen
schriftliche Stellungnahmen als Ausschussdruck-
sachen vor. Für diese Anhörung wird auch ein
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Wortprotokoll erstellt. Zur Erleichterung derjeni-
gen, die das Protokoll erstellen und auch für alle,
die das beobachten, werden die Sachverständigen
vor jeder Abgabe einer Stellungnahme von mir na-
mentlich aufgerufen. Beginnen wir jetzt mit der
ersten Runde. Ich will noch einmal sagen, wie der
Ablauf ist: Die erste Stunde besteht aus zwei Run-
den - jeweils fünf Minuten für Frage und Antwort.
Die Reihenfolge ist folgendermaßen: CDU/CSU,
SPD, CDU/CSU, SPD und 5. DIE LINKE. und 6.
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Dann ist hoffentlich
nicht mehr als eine halbe Stunde verbraucht. In
30 Minuten beginnt dann also die zweite Runde.
Wieder angefangen mit CDU/CSU, dann SPD,
dann noch einmal CDU/CSU, dann SPD, dann 5.
DIE LINKE. und 6. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Dann steigen wir in den zweiten Block ein, der ge-
nau nach demselben Muster verlaufen wird. Die
erste Frage kommt vom Abg. Dr. Pfeiffer.

Abg. Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender. Ich hoffe, ich habe das
Prozedere verstanden und hätte eine Frage an
Herrn Schlegelmilch von der EU-Kommission und
an Herrn Neugart vom DIHK. Würden Sie bitte aus
Ihrer Sicht die wesentlichen Punkte und die wirt-
schaftlichen Vorteile, insbesondere im Handelsbe-
reich, die Sie auf EU-Ebene sehen, allgemeiner Art
und vielleicht beim DIHK noch etwas herunterge-
brochen auf die mittelständischen und kleineren
Unternehmen ausführen? Dankeschön.

Der Vorsitzende: Herr Schlegelmilch von der EU-
Kommission erhält das Wort.

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Herz-
lichen Dank für die Aufforderung, hier noch ein-
mal darzulegen, warum aus Sicht der Kommission
dieses Abkommen ein gutes Abkommen ist. Viel-
leicht ganz kurz am Anfang: Wir sind für die Ka-
nadier der zweitgrößte Handelspartner nach den
Vereinigten Staaten. 10% des Warenaustauschs
kommt aus Europa. Umgekehrt sind die Kanadier
auch für uns wichtig, insbesondere im Investiti-
onsbereich. Auch dort haben wir sehr starke In-
vestitionen von ungefähr 140 Mrd. Euro aus Ka-
nada, während wir selbst dort 260 Mrd. Euro in-
vestiert haben. Der gesamte Handel von Gütern
und Dienstleistungen liegt insgesamt bei 90 Mrd.
Euro und nach unseren Berechnungen ist das Ab-
kommen durchaus in der Lage, diese Zahlen um

ungefähr ein Viertel zu erhöhen. Die Hauptvor-
teile fangen bei den Zöllen an, das ist, glaube ich,
die einfachste Rechnung. Europäische Unterneh-
men zahlen nach wie vor ungefähr 500 Mio. Euro
im Jahr an Zöllen. Diese wirken wie eine indirekte
Steuer. Die Industriezölle werden innerhalb von
sieben Jahren vollkommen abgeschafft und auch
im landwirtschaftlichen Bereich, insbesondere im
Bereich der verarbeiteten Lebensmittel, wo die EU
eine sehr starke Position hat, werden die Zölle ab-
gebaut. Es bleiben nur ein paar sensible Produkte:
Rindfleisch, Schweinefleisch, wo noch Quoten
vorhanden sein werden. Das funktioniert übrigens
ohne Änderung der Produktregelstandards. Das ist
immer ein vieldiskutiertes Thema bei den Zoller-
leichterungen. Auch die Reduzierung oder die Ko-
operation bei den nicht tarifären Handelshemm-
nissen führen nicht zu Änderungen beim Schutz-
niveau, das bei vielen dieser landwirtschaftlichen
Produkte natürlich auch eine Rolle spielt. Der
zweite große Punkt: Ein Vorteil ist das öffentliche
Auftragswesen. Wir haben es erreicht, in Kanada
Zugang zu den Aufträgen, insbesondere auf der
Provinzebene, zu bekommen, die sogar besser
sind als das, was die Amerikaner oder sonst je-
mand in Kanada jemals erreicht haben. Wir schät-
zen den Markt auf ungefähr 80-90 Mrd. Euro im
Jahr. Das sind 7% des kanadischen Bruttoinlands-
produktes. Da gibt es also durchaus eine ganze
Menge Chancen, die bisher nicht vorhanden wa-
ren. Der dritte Punkt ist die ganze Frage der Kom-
promität und der nicht-tarifären Handelshemm-
nisse, das habe ich eben schon angesprochen. Da
haben wir ausgerechnet, dass es ungefähr 3 Mrd.
Euro im Jahr sparen würde, wenn man diese Dop-
pelprüfungen abschafft. Auch da geht es nicht um
neue Standards, sondern nur um die Frage, ob bei
vergleichbaren Standards zwei Mal geprüft wer-
den muss. Der vierte Punkt, den ich ansprechen
möchte, ist der Schutz der geografischen Her-
kunftsbezeichnungen. Das ist ein wichtiger Punkt
für unsere Landwirtschaft. Wir haben es jetzt erst-
mals in Kanada geschafft, dass Bezeichnungen
wie „Schwarzwälder Schinken“, „Lübecker Marzi-
pan“ und natürlich auch ökonomisch sehr wert-
volle geografische Herkunftsbezeichnungen, wie
„Parmaschinken“, in Kanada geschützt werden.
Das ist insofern ein Novum, als in der Neuen Welt
diese geografischen Herkunftsbezeichnungen nur
sehr schwer zu schützen sind, weil da diese Tra-
ditionen nicht bestehen.
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Der Vorsitzende: Darf ich darauf hinweisen, dass
in die fünf Minuten auch noch die zweite Antwort
passen muss?

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Noch
ein Wort: Dienstleistungen sind ein großes Thema.
Hier haben wir auch Fortschritte erzielt, ohne die
Daseinsvorsorge in Frage zu stellen. Schönen
Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank Herr Schlegelmilch.
Herr Neugart vom DIHK hat als Nächster das
Wort.

SV Felix Neugart (Deutscher Industrie- und Han-
delskammertag): Vielen Dank. Vielen Dank für die
Einladung. Ich würde gerne ganz kurz mit zwei
Punkten illustrieren, wo besonders für kleine und
mittelständische Unternehmen Vorteile aus die-
sem Abkommen zu erwarten sind. Einer betrifft
die Dienstleistungserbringung. Hier besteht nach
dem Abkommen die Möglichkeit, Mitarbeiter tem-
porär im Ausland, also in Kanada, einzusetzen.
Das ist gerade für kleine und mittelständische Un-
ternehmen oft von besonderer Bedeutung, weil
diese eben nicht über große Niederlassungen mit
zahlreichen Mitarbeitern in Kanada verfügen. Die
müssen dann auch mal jemanden kurzfristig be-
fristet in das Zielland, in den Zielmarkt schicken
können und das ist nach diesem Abkommen - so-
wohl innerhalb der Firma als auch für die Dienst-
leistungserbringung, die an Verkaufsverträgen
dranhängt - möglich. Der zweite Punkt ist das öf-
fentliche Auftragswesen, das Herr Schlegelmilch
bereits erwähnt hat. Das ist hier ein ganz großer
Markt unterhalb der Bundesstaatenebene, der sich
öffnet. Und die kanadische Regierung hat sich
nicht nur bereit erklärt, hier deutsche Unterneh-
men zum Zuge kommen zu lassen, sondern auch
eine Liste zu veröffentlichen und Verfügung zu
stellen, wo diese öffentlichen Aufträge überall
ausgeschrieben werden, welche Bedingungen zu
erfüllen sind und das ist ein ganz wichtiger Punkt,
denn gerade kleine Unternehmen wissen oft gar
nicht, wo sie Geschäfte machen können, und
wenn man hier den Informationsfluss verbessert,
dann ist das eine ganz wichtige Voraussetzung,
dass diese Marktöffnung, die vereinbart worden
ist, auch von kleinen mittelständischen Unterneh-
men genutzt werden kann. Ich werde es mal dabei
belassen. Danke.

Der Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Neugart. Die
nächste Frage kommt von der SPD-Fraktion, Frau
Wicklein.

Abge. Andrea Wicklein (SPD): Für uns Parlamen-
tarier ist es eine entscheidende Frage, ob es sich
bei CETA um ein sogenanntes „gemischtes Frei-
handelsabkommen“ handelt, das der eigenständi-
gen Ratifizierung Deutschlands bedarf. Deshalb
möchte ich gern die Frage an Herrn Prof. Dr. Ma-
yer stellen, welche konkreten Regelungen des
konsolidierten Vertragstextes aus Ihrer Sicht dazu
führen, dass es sich um ein gemischtes Freihan-
delsabkommen handelt und vielleicht darf ich
noch die Frage anschließen, was es bedeuten
würde, wenn ein Mitgliedstaat dieses Abkommen
ablehnen würde.

Der Vorsitzende: Das Wort hat Herr Prof. Dr. Ma-
yer.

SV Prof. Dr. Franz Mayer (Universität Bielefeld):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender, vielen Dank für
die Fragen und vielen Dank für die Einladung hier
in den Ausschuss. Nun, die Frage nach der Art
und Weise, wie dieses Abkommen letztendlich ge-
schlossen werden soll, ist nach wie vor offen. Sie
ist letztlich noch nicht verbindlich entschieden.
Die Frage stellt sich als Alternative zwischen „EU
only“ - also über einen Vertragsschluss, bei dem
nur die EU als Vertragspartner von Kanada auftritt
-, oder eben über ein gemischtes Abkommen. Wo-
bei das Wort vom gemischten Abkommen die Sa-
che etwas verdunkelt. Es geht der Sache nach um
das anteilige Zusammenwirken. Was dahinter
steht, ist letztlich eine Kompetenzfrage. Wenn die
EU einen Vertragstext mit Kanada vereinbart, in
dem Dinge geregelt sind, für die die EU keine
Kompetenz hat, dann handelt sie jenseits ihrer
Kompetenz, und in diesen Fällen hat man bisher
zu diesem Behelf des gemischten Abkommens ge-
griffen. Man muss dazu sagen, dass die Dinge hier
insgesamt im Fluss sind. Wir haben mit dem Ver-
trag von Lissabon seit 2009 eine neue Rechtslage.
Wir haben hier auch ein völlig neuartiges Freihan-
delsabkommen, das in seiner Dimension, in sei-
nem Zuschnitt Neuland betritt. Von daher ist al-
les, was man dazu rechtlich sagen kann unter ei-
nem gewissen Vorbehalt. Die gesamte bisherige
Rechtsprechung kann nicht ohne Weiteres heran-
gezogen werden. Wir sind hier, wie gesagt, ein
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Stück weit auf neuem Gelände. Zu dem Kern Ihrer
Frage, welche Kompetenzen denn solche Kompe-
tenzen sein könnten, die die EU nicht hat und die
dementsprechend ein gemischtes Abkommen aus-
lösen könnten: Das lässt sich in aller Kürze auf
eine Reihe von Themen fokussieren. Ich habe das
für das Bundeswirtschaftsministerium in einem
Gutachten etwas länger ausgeführt. Man muss
vorab natürlich wissen, dass - bis jetzt jedenfalls -
die Auffassung dazu besteht, dass ein minimaler,
kleiner Anteil von fehlender Kompetenz aus-
reicht, um gleichsam das ganze Abkommen aus
dem EU only-Bereich herauszunehmen. Hier ist
mal das Bild vom Pastis verwendet worden, also
ein kleiner Tropfen genügt und dann ist das Erfor-
dernis eines gemischten Abkommens da. Die of-
fensichtlichste und am intensivsten diskutierte
Dimension ist sicher die des Investitionsschutzes,
weil man hier eine Unterscheidung zwischen
Portfolioinvestitionen und Direktinvestitionen,
die auch das Bundesverfassungsgericht im Lissa-
bon-Urteil vorgenommen hat, treffen kann. Das
lässt sich sicher auch streitig diskutieren. Mir
scheint aber, dass diese Unterscheidung doch
schwer bestreitbar ist und dementsprechend be-
steht jedenfalls in dem Umstand, dass im CETA
eben keine Unterscheidung zwischen den Investi-
tionstypen getroffen wird, dementsprechend eben
wegen der dann enthaltenden Regung zu Portfoli-
oinvestitionen etwas im CETA enthalten ist, wo-
für die EU keine Kompetenz hat, hier schon der
eine Tropfen, der das Ganze zum Pastis macht,
also das gemischte Abkommen auslöst. Ein ande-
res Thema - und da habe ich mittlerweile aus ver-
schiedenen Quellen gehört, dass auch die Europä-
ische Kommission nicht mehr ernsthaft bestreitet,
dass das dann wirklich auch ein Fall ist, wo man
den Auslöser für das gemischte Abkommen hat -
ist der Bereich des Verkehrs. Das sind insbeson-
dere die Seeverkehrsdienstleistungen, die hier be-
rührt sind. Das lässt sich kaum wegargumentieren.
Andere Bereiche, über die man streitiger sprechen
kann, sind der Arbeitsschutz und bestimmte The-
men im Bereich dieser regulatorischen Koopera-
tion, wobei das relativ unscharf ist. Ein Thema,
das typischerweise hier für ein gemischtes Ab-
kommen sorgt, nämlich die Strafbewehrung von
Vorschriften, die das geistige Eigentum betreffen,
die hat man wohlweislich beiseitegelassen. Also
diesen Ansatz wird man hier nicht haben. Viel-

leicht trotzdem noch einmal der ganz klare Hin-
weis: Wir sind hier noch nicht auf gesichertem
Gelände, weswegen man auch überlegen könnte,
ob es so etwas wie das Erfordernis eines gemisch-
ten Abkommens aus politischen Gründen gibt.
Mit Blick auf die neuartige Dimension, mit Blick
auf die Umstrittenheit der darin enthaltenen Re-
geln, scheint mir das zumindest erwägenswert.
Wir werden hier möglicherweise - und deswegen
ist es noch nicht so furchtbar viel wert, dass die
Kommission sich mittlerweile nicht mehr so rich-
tig wehrt - auch noch eine Klärung durch den
EuGH bekommen, weil die Kommission zumin-
dest beschlossen hat, das Freihandelsabkommen
mit Singapur, das ähnlich angelegt ist wie das
CETA, dem EuGH im Wege des Gutachtenverfah-
rens zur Prüfung vorzulegen. Und da wird sich
dann möglicherweise auch klären, wie der Euro-
päische Gerichtshof das Erfordernis eines ge-
mischten Abkommens sieht. Das ist durchaus of-
fen. Die Frage des gemischten Abkommens bedeu-
tet dann in der Folge ganz konkret, dass eben die
Mitgliedstaaten nach den innerstaatlichen Vor-
schriften ratifizieren. Für uns konkret heißt das:
Bundestag - ja oder nein? Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Prof. Dr. Ma-
yer. Jetzt hat die dritte Frage wieder der Kollege
Dr. Pfeiffer. Ich will bloß darauf hinweisen: In Zu-
kunft, wenn die Zeit erheblich überschritten wird,
dann muss ich diese bei der jeweils nächsten
Frage der gleichen Fraktion anrechnen. Bitte, Herr
Dr. Pfeiffer.

Abg. Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): Dann frage
ich vorsichthalber diesmal nur einen, den Herrn
Prof. Dr. Felbermayr, damit er die Gelegenheit hat,
die Dinge ausführlicher zu beantworten. Und
zwar zunächst die Frage: CETA und dann auch
TTIP, was folgen soll, sollen ja auch gegebenen-
falls Schrittmacher oder eine Blaupause für wei-
tere Abkommen sein, vielleicht auch für multila-
terale. Vielleicht können Sie nochmal ausführen,
inwieweit CETA aus Ihrer Sicht - auch im Ver-
gleich zu anderen oder früheren Freihandelsab-
kommen - ein modernes, ehrgeiziges Thema dar-
stellt und vielleicht können Sie dann in dem Zu-
sammenhang auch noch die Ausnahme für die au-
diovisuellen Dienstleistungen aus Ihrer Sicht be-
werten, und was das für Folgen hat, und wie Sie
diese einschätzen. Das ist ja auch ein Thema, was
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bei TTIP eine gewisse Rolle spielt. Dankeschön.

Der Vorsitzende: Herr Prof. Felbermayr bitte.

SV Prof. Gabriel Felbermayr (ifo Institut - Leib-
nitz Institut für Wirtschaftsforschung an der Uni-
versität München e.V.): Ich denke, in der ganzen
Diskussion sollte man nicht vergessen, warum die
EU seit etwa 2006 die Weltkarten anders sieht.
Nämlich, dass man bilaterale Abkommen schließt
und nicht mehr den Weg über die WTO so stark
sucht wie früher. Ich glaube, das bleibt aus der
Perspektive der Wissenschaft immer noch der Kö-
nigsweg. Aber er hat sich als schwierig herausge-
stellt. Sie kennen die Diskussion zum Abschluss
der Doha-Runde usw. Insofern sind diese großen
bilateralen Abkommen, also CETA, TTIP oder das
Abkommen mit Japan, das auch gerade verhandelt
wird, die zweitbesten Lösungen. Die Hoffnung,
die man haben kann, ist, dass mit diesen Abkom-
men Regelungen geschaffen werden, die Beispiel-
wirkung haben. Dass dann auch anderswo, in an-
deren Regionen oder auch für andere Abkommen,
die die EU verhandelt, optimale Lösungen, die
dort gefunden werden, übertragen werden. Das
Ziel könnte sein, mit CETA, mit TTIP, mit dem
Abkommen mit Japan zum Beispiel, so viel Masse
zusammenzubekommen, dass man den Nukleus
für eine WTO 2.0 hat. Eine WTO 2.0 könnte dann
eben die Regeln aufstellen, die die alte WTO, wie
wir sie kennen, bisher nicht in der Lage war, auf-
zustellen. Das betrifft zum Beispiel neue Techno-
logien. Nicht nur in der Produktion, sondern auch
im Vertrieb von Waren und Dienstleistungen, das
Internet zum Beispiel. Hier haben wir ganz neue
Herausforderungen im Datenschutz. Dafür hat die
WTO bisher nicht die richtigen Instrumente in der
Hand. Das betrifft auch Fragen der nicht-tarifären
Barrieren. Auch hier, bei der regulatorischen Ko-
operation, hat die WTO eigentlich kein Mandat.
Das heißt, mit dem Entstehen von neuen, weitge-
henden Abkommen könnte man hier neues Ter-
rain beschreiten. Die Gefahr, die natürlich besteht,
ist, dass man mit dem Herausbilden von tiefen,
neuen Abkommen auch neue Blöcke in der Welt-
wirtschaft schafft. Dass dann also ein westlicher
OECD-Block entsteht und daneben haben wir
möglicherweise China. Sie wissen: China bemüht
sich auch um regionale Integration in Ostasien
über den Pazifik hinweg. Das ist eine Gefahr, und

aus der Sicht der Handelsökonomen ist diese Ge-
fahr hoch, denn würden diese Blöcke auf Kon-
frontationskurs gehen, sind die daraus entstehen-
den Wohlfahrtsverluste höher, als wenn kleinere
Länder miteinander Handelskriege betreiben. Des-
wegen muss in den Abkommen heute schon ange-
legt werden, wie sie geöffnet werden können oder
wie sie so dargestellt werden, dass möglichst viele
WTO-Mitglieder später auch an Bord kommen
können, damit diese Vision von WTO 2.0 auch ir-
gendwann zur Wirklichkeit werden kann. Was
den Ausschluss von audiovisuellen Themen an-
geht: Das ist eine lange Tradition in den Handels-
abkommen der EU, auch in dem Verhältnis EU-
WTO, und man kann sagen, dass es hier für TTIP
und CETA kein neues Thema ist. Es hat sich be-
währt. Auch der Ausschluss dieser Fragen hat
sich in den Abkommen, die wir kennen, bewährt.
Darum sehe ich hier einerseits nichts Besonderes
in diesen CETA- und TTIP-Abkommen, anderer-
seits sehe ich auch keinen Grund zur Sorge in die-
sen Bereichen. Herzlichen Dank.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage geht an die
SPD, an Herrn Freese.

Abg. Ulrich Freese (SPD): Ich habe eine Frage an
Herrn Nieber. Sie sind ja nun Vertreter einer In-
dustriegewerkschaft, Chemie-, Papier-, Glas-, Ke-
ramik- und pharmazeutische Industrie - alles sehr
stark exportorientierte Wirtschaftszweige. Und
wenn man bedenkt, dass in einem Auto 40% Che-
mie steckt, gehört dazu natürlich auch noch die
Automobilindustrie. Von daher meine Frage: Wie
sehen Sie ein solches Handelsabkommen mit Ka-
nada? Welche wirtschaftlichen Vorteile gibt es?
Und speziell im pharmazeutischen Bereich: Ka-
nada ist ein sehr starker Importeur, Waren im
Wert von 8,4 Mrd. kanadische Dollar werden im-
portiert, sehen Sie da Chancen und Möglichkeiten
für den pharmazeutischen Standort Deutschland
mit seinen 100000 Beschäftigten? Halten Sie den
Patentschutz, der auf europäischer Ebene geregelt
ist, für ausreichend und halten Sie damit dann -
weil dieses Abkommen den Patentschutz von Eu-
ropa beinhaltet - das geistige Eigentum der for-
schungsbasierten pharmazeutischen Industrie aus-
reichend gedeckt?

Der Vorsitzende: Bitte, Herr Nieber.



Ausschuss für Wirtschaft und Energie

18. Wahlperiode Protokoll der 25. Sitzung
vom 15. Dezember 2014

Seite 10 von 33

SV Tomas Nieber (Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie (IG BCE)): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender, vielen Dank für die Frage und auch für
die Einladung. Herr Freese hat es bereits ange-
sprochen: Die IG BCE vertritt Industriebranchen,
die traditionell stark exportorientiert sind, die
Chemieindustrie hat beispielsweise rund 60 %
Exportanteil. Rund 32 % des gesamten Exportes
geht auch schon in Nicht-EU-Wirtschaftsräume.
Bei der Pharmaindustrie ist dieser Anteil noch hö-
her. Rund 35 % der Exporte gehen auch außerhalb
der Nicht-EU-Räume. Kanada ist natürlich nur ein
kleinerer Teil. Grundsätzlich ist aus unserer Sicht
bei der Gestaltung von Handelsabkommen zu be-
rücksichtigen und in Erwägung zu ziehen, dass
der internationale Handel und der Außenhandel
für die Bundesrepublik Deutschland insgesamt
von zentraler Bedeutung sind. Ich will hier noch
einmal daran erinnern: Die Exportquote in
Deutschland, also der Anteil von Waren- und
Dienstleistungen am Bruttoinlandsprodukt betrug
2013 rund 50 % und die Importquote rund 44 %.
Nach unseren Schätzungen hängt mittlerweile je-
der vierte Arbeitsplatz vom Export ab. Wir haben
auch ein großes Interesse daran, dass es zu keiner
Verschlechterung von Handelsbeziehungen
kommt oder zu einem Ausschluss Deutschlands
von sich weiter verdichtenden Handelsbeziehun-
gen. Das kann aus Sicht der IG BCE nicht zielfüh-
rend sein und hätte erhebliche Konsequenzen für
den Wohlstand in Deutschland. Zur Frage, welche
Vorteile CETA hinsichtlich der Chemie- und Phar-
maindustrie hätte: Kanada ist keines der Haupt-
handelsländer Europas, aber aus unserer Sicht hat
das Abkommen CETA auch Ausstrahlwirkung auf
andere Abkommen, die geschlossen werden sol-
len. Die sind schon angesprochen worden. Daher
sind wir der Ansicht, dass diese Fragen auch bei
der Entscheidung berücksichtigt werden müssen,
ob man ein CETA-Abkommen macht oder nicht.
Ich will aber auch ausdrücklich hinzufügen, dass
dieses Abkommen, so wie es jetzt vorliegt, nicht
unseren Ansprüchen genügt. Insbesondere auch
das Nachhaltigkeitskapitel enthält mehrere
Punkte, mit denen wir bis jetzt nicht zufrieden
sind, die aus unserer Sicht auch nachgebessert
werden müssen. Zur Frage des Patentschutzes
würde ich mich gerne enthalten, weil ich über
diese Materie zu wenige Kenntnisse habe.

Der Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Nieber. Nun

geht es mit der Fraktion DIE LINKE. weiter, Herr
Ulrich bitte.

Abg. Alexander Ulrich (DIE LINKE.): Meine Frage
geht an Herrn Fritz. Welche eindeutig belegbaren
Gefahren gibt es mit CETA für die öffentlichen
Dienstleistungen? Welche Dienstleistungen sind
nach erfolgter Privatisierung kaum noch in die öf-
fentliche Hand zurückzuholen, wenn CETA gilt?

SV Thomas Fritz (PowerShift e.V.): Vielen Dank
für die Frage. Die Daseinsvorsorge ist grundsätz-
lich natürlich erfasst vom CETA-Abkommen.
Eben wurde schon erwähnt, dass wir einen Sektor
haben, wo es eine Ausnahme für audiovisuelle
Dienstleistungen gibt. Diese ist aber durchaus
auch mit einigen Löchern, mit einigen Schlupflö-
chern, versehen. Die audiovisuellen Dienstleistun-
gen werden nicht von den Abschnitten vier und
sechs des Investitionsschutzkapitels ausgenom-
men und damit besteht die Möglichkeit, dass die
Regulierung der audiovisuellen Dienstleistung
hier in Deutschland möglicherweise auch in
Streitverfahren herausgefordert wird, wo man sich
dann auf solche Klauseln wie faire und gerechte
Behandlung oder indirekte Enteignung bezieht.
Die hoheitlichen Aufgaben sind grundsätzlich
auch mit erfasst. Hoheitliche Aufgaben sind jene,
die nicht auf wettbewerblicher Basis oder nicht
im Wettbewerb mit einem oder mehreren Dienst-
leistungserbringern erbracht werden. Da wir sehr
viele Wettbewerbssituationen im öffentlichen Be-
reich haben, sind diese Bereiche also potentiell
mit erfasst. Es gibt aus diesem Grunde eine soge-
nannte Public-Utility-Ausnahme in dem CETA-
Abkommen - das ist eine typische Ausnahme, die
die EU auch in andere Handelsabkommen einträgt
-, aber diese hat auch Löcher. Die öffentlichen
Dienstleistungen sind da bezogen auf Monopole
und die ausschließlichen Rechte privater Betrei-
ber. Wir haben aber einen sehr großen Bereich der
öffentlichen Daseinsvorsorgeleistung, der nicht im
Monopol erbracht wird und nicht auf der Basis ei-
nes ausschließlichen Rechtes. Konkret im Wasser-
bereich und im Abfallbereich gibt es eine Aus-
nahme sowohl der Europäischen Union als auch
Deutschlands. Die Europäische Union hat den
Trinkwasserbereich ausgenommen und Deutsch-
land das Waste-Management, also die Abfallwirt-
schaft. Das Problem daran ist: Die deutsche Aus-
nahme bezieht sich nur auf den Marktzugang,
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nicht auf die Inländerbehandlung und die Meist-
begünstigung. Das heißt, wenn sich Anbieter und
Versorger hier in Deutschland diskriminiert füh-
len sollten, bestünde die Möglichkeit, hier auch
klagend tätig zu werden. Bei Bildungs- und Ge-
sundheitsdienstleistungen und sozialen Dienst-
leistungen gibt es eine Beschränkung auf privat fi-
nanzierte Dienstleistungen. Dabei ist es aber un-
klar, was im Gegensatz dazu die öffentlich finan-
zierte Dienstleistung ist. Gebühren von Leistungs-
empfängern – die sehr verbreitet sind – beispiels-
weise im Gesundheitsbereich, bei Volkshochschu-
len und dergleichen, im Bildungsbereich, diese
Gebühren, die von Leistungsempfängern gezahlt
werden, machen die eine öffentliche Dienstleis-
tung zu einer privaten? Das ist unklar. So etwas
müsste geklärt werden, um hier Rechtssicherheit
herzustellen. Dann ist sicherlich für die Kommu-
nen die Frage interessant, inwieweit das, was im
Bereich der Re-Kommunalisierung zurzeit bei den
Versorgungsnetzen stattfindet, berührt sein
könnte. Die Europäische Union hat einen Ausnah-
mevorbehalt beim Annex II des Dienstleistungska-
pitels eingetragen. Dieser bezieht sich auf die
Übertragungsnetze, Transmission. Diese Aus-
nahme bezieht sich nicht auf die Versorgungs-
netze, die vor Ort von den Kommunen betrieben
werden, oder teilweise wieder in die öffentliche
Hand zurückgeholt werden. Einige Mitgliedstaa-
ten haben deswegen hier eine Ausnahmeklausel
für energy distribution, also die Energieversor-
gungsnetze, mit aufgenommen. Deutschland hat
eine solche Ausnahme nicht. Insofern ist hier
auch eine Lücke. Kritisch sind daneben die Sub-
ventionen. Subventionen sind zwar weitestgehend
ausgenommen, jedoch nicht in Investitionskapi-
teln. Im Investitionskapitel sind nach wie vor die
Sektionen vier und sechs anwendbar - auch für
Subventionen. Das heißt, dass auch hier Fragen
indirekter Enteignung oder fairer und gerechter
Behandlung von „sich geschädigt fühlenden In-
vestoren“ herausgefordert werden könnten. Dann
wurde auch das öffentliche Beschaffungswesen er-
wähnt. Das Problem dabei ist: Es werden Schwel-
lenwerte für die Ausschreibung festgelegt und es
gibt eine Forderung von der öffentlichen Hand,
von der öffentlichen Wirtschaft, solche Schwel-
lenwerte auch wieder höher setzen zu dürfen, um
eine ausschreibungsfreie Vergabe auch vor Ort
möglich zu machen. Ein weiterer kritischer Punkt
ist, dass die Koppelung an Sozialstandards nicht

oder nur sehr schwer möglich ist, weil wir keine
verbindlichen Sozialklauseln im Beschaffungska-
pitel haben. Das könnte es schwierig machen, so
etwas wie Tariftreue und Vergabegesetze der Bun-
desländer aufrechtzuerhalten.

Der Vorsitzende: Jetzt geht das Fragerecht an die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hätte eine Frage an Frau Strasser. Ich
würde gerne wissen, wie Sie grundsätzlich den
vorliegenden Vertragstext bewerten und welche
Chancen, aber auch welche Risiken oder auch Ge-
fahren es für die Bürgerinnen und Bürger in Eu-
ropa durch dieses so ausverhandelte Abkommen
geben könnte. Wir diskutieren in Deutschland ja
nicht alleine. Vielleicht können Sie etwas zur eu-
ropäischen Debatte hinsichtlich CETA sagen und
vielleicht auch noch zu dem Argument, dass
CETA für uns aus geostrategischen Gründen wich-
tig sei.

SVe Maritta Strasser (Campact e.V.): Vielen Dank
für die Einladung und für die Frage. Aus unserer
Sicht, aus der Sicht von 640000 Bürgerinnen und
Bürgern, die den entsprechenden Appell bei Cam-
pact unterschrieben haben, überwiegen die Risi-
ken des Abkommens CETA, aber auch TTIP, bei
weitem die Vorteile. Fangen wir bei den wirt-
schaftlichen Vorteilen an. Da gibt es eine neue
Studie von Herrn Prof. Felbermayr bezüglich einer
Simulation zu CETA, die für Deutschland kumu-
liert nach zehn Jahren ein durchschnittliches zu-
sätzliches Wachstum von 0,19 % errechnet. Das
ist ein anderes Wort für Nichts. Und vor allen
Dingen muss man dabei sehen, dass es vermutlich
auf einem ökonomischen Gleichgewichtsmodell
beruht, was voraussetzt, dass sich die Arbeits-
marktwirkungen solcher Handelsstromverände-
rungen im Wesentlichen wieder ausgleichen.
Wenn man dieses Modell nicht zugrunde legt, so
wie es Jerome Capaldo im Oktober getan hat und
dieselbe Simulation noch einmal mit einem ande-
ren Modell macht, dann kommt man zu Arbeits-
platzverlusten durch TTIP von 600 000 Jobs in Eu-
ropa, 134 000 allein in Deutschland. Wie auch im-
mer man diese unterschiedlichen Modelle beurtei-
len mag, auf so einen langen Zeitraum ist sehr viel
Spekulation dabei. Nur in einem Punkt sind sich
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die Wissenschaftler der unterschiedlichen Diszip-
linen einig, nämlich, dass es bei diesem Abkom-
men Gewinner und Verlierer geben wird. Das da-
mit verbundene Gerechtigkeitsproblem regt nicht
nur die Menschen auf, die unmittelbar betroffen
sind. Und über die Frage hinaus, ob sich die Ge-
winne und Verluste an Arbeitsplätzen, an Ein-
kommensgewinnen und Einkommensverlusten
per Saldo ausgleichen oder nicht, ist die Frage, ob
letztlich diejenigen, die von diesem Abkommen
profitieren, Leute sind, die ihre Gewinne im Aus-
land versteuern oder ob das tatsächlich auch für
Europa und für Deutschland für den öffentlichen
Haushalt einen Gewinn gibt. Aus diesem Grund
ist, wie die Abgeordnete Dröge schon ganz richtig
angedeutet hat, eine intensive öffentliche Debatte
entbrannt - ganz besonders hier in Deutschland -
und zunächst einmal müssen wir festhalten, dass
das positiv ist, aber nicht nur in Deutschland, son-
dern in ganz Österreich. Wir haben eine europäi-
sche Bürgerinitiative, die mittlerweile in sieben
europäischen Ländern das Quorum für eine Bür-
gerinitiative geschafft hat. Zwei Länder sind ganz
kurz davor, zwei Länder sind über 90 % - das sind
die Niederlande und Spanien, die werden in den
nächsten Tagen drüber sein. Dann haben wir neun
Länder. Über 1 Mio. Bürgerinnen und Bürger ha-
ben diese europäische Bürgerinitiative unterzeich-
net. Es gibt in Österreich, in Frankreich, in Lu-
xemburg und in den Niederlanden Entschließun-
gen der Regierung bzw. der Parlamente, die sich
gegen Abkommen mit Investitionsschutz ausspre-
chen. In Deutschland gibt es das leider nicht, es
wäre mal Zeit. Man kann also mitnichten davon
reden, dass nur allein in Deutschland die Debatte
so kritisch wäre. Zu dem geostrategischen Argu-
ment, was oft gebracht wird und was jetzt auch
zunehmend in der Debatte die wirtschaftlichen
Vorteile ersetzen soll: Europa steckt im Augen-
blick in einer Krise. Europakritische Parteien ha-
ben Zulauf, und in so einer Situation kann ein
Vertragsverhandlungsprozess, der so intranspa-
rent und so bürgerfern abläuft, wie dieser in CETA
und auch in TTIP, nicht dazu beitragen, die Krise
zu beheben, sondern im Gegenteil wird er die Bür-
gerinnen und Bürger noch mehr von Europa ent-
fremden. Vielen Dank erst einmal.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Wir sind mit der
ersten Runde durch. Die Zeit hat gut gehalten.
Vielen Dank an alle, dass das so gut klappt. Wir

kommen in die zweite Runde zum ersten Themen-
block. Das Wort hat Frau Dr. Gundelach für die
CDU/CSU-Fraktion.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Vielen
herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. Ich habe eine
Frage an Herrn Schlegelmilch: Wir haben ja schon
gehört, dass die audiovisuellen Dienstleistungen
einer guten Gepflogenheit entsprechend ausge-
nommen sind. Nun gibt es in Deutschland, gerade
im Kulturbereich, mit Blick auf CETA, aber auch
mit Blick auf TTIP erhebliche Befürchtungen.
Meine Frage lautet: Sind diese Befürchtungen be-
rechtigt? Können sie tatsächlich sozusagen in un-
sere Kulturförderung eingreifen? Ist die öffentli-
che Kulturförderung, so, wie wir sie in Deutsch-
land haben, tatsächlich durch solch einen Investi-
tionsschutzabkommen insgesamt gefährdet?

Der Vorsitzende: Bitte, Herr Schlegelmilch.

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Herz-
lichen Dank. Dazu möchte ich zunächst einmal sa-
gen, dass alles, was Kulturförderung ist, also Sub-
vention, zunächst einmal von der Liberalisierung
und vom Zugang für ausländische Anbieter ausge-
schlossen ist. Das Argument, dass durch Investiti-
onsschutz die Kulturförderung gekippt wird, das
kann ich nicht nachvollziehen. Investitionsschutz
gibt es nur bei einer öffentlich-willkürlichen Un-
gleichbehandlung, die geringer ist, als das Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip im deutschen Recht und
bei einer indirekten Enteignung, wo wirklich ent-
eignet werden muss. Und wie man über eine Sub-
vention auch indirekt das Wesen, den Kern des
Eigentums wegnehmen soll, erschließt sich mir
nicht.

Der Vorsitzende: Die Union hat noch drei Minu-
ten übrig. Gibt es noch eine Frage in der zweiten
Runde? Frau Lanzinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Vielen
Dank. Dann meine Frage nochmal an Herrn Prof.
Felbermayr: Ich würde gerne Ihre Einschätzung
hören zu den Ausführungen, die vorhin Frau
Strasser gemacht hat. Sie hat Ihren Einschätzun-
gen ja ganz klar widersprochen - da hätte ich
gerne noch einmal Ihre Sicht der Dinge gehört.
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Der Vorsitzende: Herr Prof. Felbermayr, bitte.

Herr Prof. Gabriel Felbermayr (ifo Institut- Leib-
nitz Institut für Wirtschaftsforschung an der Uni-
versität München e.V.): Herzlichen Dank. Nun,
die Zahlen, die eigens für diesen Tag ausgerechnet
wurden, sind natürlich klein. Kanada hat ein
Bruttoinlandsprodukt, das einem Zehntel des eu-
ropäischen entspricht. Dass man da keine riesigen
Effekte erwarten kann, ist klar. Allerdings muss
man auch sehen, dass diese 0,19 % Punkte sozu-
sagen höhere Realeinkommen sind, die jedes Jahr
wiederkommen. Das ist also nicht etwas, was man
einmal hat, sondern das Pro-Kopf-Einkommen
wäre durch ein solches Abkommen jährlich in
diesem Ausmaß höher. Das kann man auch, wenn
man mag, mit zehn multiplizieren, anstatt durch
zehn zu dividieren. Dann hätte man über zehn
Jahre eben 1,9 % an zusätzlicher Wirtschaftskraft
erhalten. Insofern finde ich diese Zahlen nicht
vernachlässigbar klein, zumal man auch das
CETA-Abkommen im Kontext anderer Abkommen
sehen muss - das habe ich auch vorhin schon ge-
sagt - und da macht es keinen Sinn, jetzt einzelne
kleine Abkommen herauszunehmen und zu sagen:
„Das bringt nichts“. Es ist sozusagen die handels-
politische Strategie der EU insgesamt, die man be-
trachten muss, und wenn man jetzt TTIP, das Ab-
kommen mit Japan, das Abkommen CETA, die
bereits abgeschlossenen Abkommen – zum Bei-
spiel mit Südkorea – in der Gesamtheit sieht, be-
kommt man sehr erhebliche Effekte auf die realen
Pro-Kopf-Einkommen. Insgesamt ist es so, dass
nach Berechnungen von Kollegen an der Universi-
tät Yale in den USA in Deutschland 54 % des Pro-
Kopf-Einkommens vom Außenhandel in der einen
oder anderen Form abhängen. Also, wenn man die
Grenzen dicht machen würde, dann würde man
mehr als 50 Cent pro Euro Einkommen, das wir in
Deutschland haben, verlieren. Einzelne Abkom-
men sind hier immer nur kleine Bestandteile
dazu. Eine Sache noch zu den Arbeitsmarkteffek-
ten: Wir haben in diesen Berechnungen – da ha-
ben Sie Recht – die lange Frist im Auge. Handels-
politik ist auch Strukturpolitik. Das ist nicht et-
was, das jetzt in den nächsten Quartalen Sonder-
effekte in der Konjunktur herausneutralisieren
kann, sondern es geht um die lange Frist. Wir ha-
ben allerdings durchaus auch schon Modelle ge-
rechnet, in denen es Arbeitsmarktfriktionen gibt,
also wo sogenannte Sucharbeitslosigkeit existiert

– wenn jemand einen Arbeitsplatz verliert, dann
findet er nicht sofort einen, sondern es gibt eine
Periode der Arbeitslosigkeit. Das könnte die Ein-
schätzung verändern. Tut es aber nicht. Theore-
tisch ist es möglich, dass ein Modell, das solche
Friktionen hat, keine Wohlfahrteffekte des Frei-
handels mehr liefert, aber unsere Modellrechnun-
gen zeigen das Gegenteil. Es ist sogar so, dass es
durch die zusätzlichen Impulse auf den Produkt-
märkten sein kann, dass Arbeitsmarktfriktionen
abgeschwächt werden, dass also die zusätzlichen
Anreize, Jobs zu schaffen, dort besonders ins Ge-
wicht fallen, wo zum Beispiel die Friktionen am
Arbeitsmarkt besonders stark sind.

Der Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Prof. Felber-
mayr. Sie waren innerhalb der Zeit. Die nächste
Frage stellt Frau Dr. Scheer für die SPD.

Abge. Dr. Nina Scheer (SPD): Ich habe eine Frage
an Herrn Fritz und dann noch an Herrn Schlegel-
milch. Und zwar hatten Sie eben schon Themen
in Richtung Hoheit der Mitgliedstaaten, Tariftreu-
eregelungen anklingen lassen. Inwieweit enthält
das Abkommen Inhalte oder Aussagen, die tat-
sächlich gewährleisten, dass auch zukünftig Nor-
men gesetzt werden können, die handelshem-
mende Wirkungen haben können? Und dann
würde mich interessieren, ob Sie, Herr Schlegel-
milch, entsprechende Äußerungen und Konkreti-
sierungen – Stichwort: Tariftreue, Bundesländer –
bestätigen können. Vielen Dank.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Als Erster gefragt
war Herr Fritz. Bitte denken Sie daran, dass Sie
ungefähr die Hälfte der Zeit in Anspruch nehmen.

SV Thomas Fritz (PowerShift e.V.): Die Frage, in-
wieweit auch zukünftig noch Regulierungen, bzw.
nach der Logik von CETA wären das Diskriminie-
rungen des Handels, im Bereich des öffentlichen
Ausschreibungswesens oder im Bereich der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge möglich sind, hängt
zum einen mit den Bestimmungen im Kapitel zur
öffentlichen Ausschreibung zusammen und zum
anderen mit der Verpflichtungsliste. In der Ver-
pflichtungsliste haben wir zwei Anhänge: Annex I
und Annex II. Der Annex II ist derjenige, der auch
„policy space-Anhang“ genannt wird, und der
diese Flexibilität für eine Re-Regulierung ermögli-
chen soll. Das Problem ist, man muss sich dann in
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dem Annex II durchaus anschauen, wie weitrei-
chend die Eintragungen sind und, da habe ich ei-
gentlich schon drauf hingewiesen, dass da einige
dieser Eintragungen durchaus lückenhaft sind
und diese Lücken geschlossen werden müssten.
Das ist beispielsweise bei dem Vorbehalt zu
Trinkwasser so. Der bezieht sich auf Marktzugang
und auf Inländerbehandlung, aber nicht auf die
Meistbegünstigung und auf die Investitionsschutz-
regelungen. Insofern müsste man, wenn man hier
wirklich Rechtssicherheit haben wollte, eine Aus-
nahmeklausel reinschreiben, die eben auch Meist-
begünstigung und Investitionsschutz mit aus-
schließt. Beim öffentlichen Ausschreibungswesen
ist es grundsätzlich so, dass wir hier die Schwie-
rigkeiten nach wie vor haben werden, Schwellen-
werte wieder zu verändern, also sie hochzusetzen,
weil sie nun einmal festgelegt sind. Allerdings
muss man hierzu sehen: Wenn man hier größere
Flexibilität haben möchte, würde es nicht genü-
gen, nur in CETA Änderungen vorzunehmen, son-
dern man müsste das auch in dem Government
Procurement Agreement der WTO machen, dem
plurilateralen Abkommen, wo wir ähnliche
Schwellenwerte auch schon festgeschrieben ha-
ben.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Und jetzt Herr
Schlegelmilch bitte noch einmal.

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Dan-
keschön. Vielleicht kann man vorweg sagen, dass
wir in die Präambel schon reingeschrieben haben,
dass die regulatorische Hoheit nicht eingeschränkt
werden soll und ich glaube, das wird im Abkom-
men auch nicht passieren. Die Daseinsvorsorge
haben wir während der Verhandlungen ständig
besprochen, auch mit den Mitgliedstaaten und mit
der Bundesregierung. Es ist ganz klar, dass die
Ausnahmen zu den Monopolen, die schon ge-
nannt wurden, sämtliche Ausnahmen für öffent-
lich geförderte Bildung, Wasserversorgung und
Ähnlichem, vollumfänglich die Regulierungsho-
heit wahren. Es gibt allerdings – und das ist ein-
fach eine historische Tatsache – in dem allgemei-
nen Abkommen von GATS von 1995 schon kleine
Bereiche, wo die Märkte in einzelnen Mitglied-
staaten geöffnet worden sind. Das haben wir in
CETA nicht zurückgedreht, aber mehr ist auch
nicht passiert. Das ist in Deutschland zum Bei-

spiel für private Dienstleister, wie private Alten-
heime und private Erwachsenenbildung passiert,
und wenn die mal geöffnet worden sind, dann ha-
ben wir nicht gedacht, dass es im Kanadaabkom-
men zurückgedreht werden soll. Aber neue Markt-
öffnungen oder weitergehende Beschränkungen
sind da nicht vereinbart worden. Das Gleiche gilt
im öffentlichen Auftragswesen. Es steht im Ka-
nada-Abkommen nichts drin, was nicht das
wahrt, was die Richtlinien, die wir innerhalb der
EU haben, schon gewährleisten. Also alle Stan-
dards, alle Regeln, die vom europäischen Vergabe-
recht vorgeschrieben werden – das ist ja sehr kom-
pliziert, da stehen eine Menge Dinge drin – blei-
ben weiterhin anwendbar. Es ist also keine Ein-
schränkung der dort vorhandenen Möglichkeiten.
Die Kriterien, wie Green Procurement oder ähnli-
che Dinge, gelten alle weiter.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage für die
CDU/CSU-Fraktion stellt Frau Lanzinger.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Sehr ge-
ehrte Damen und Herren, meine Frage gilt auch
noch einmal dem Schutz der Daseinsvorsorge. Ich
denke, das ist ein ganz wichtiger Punkt. Die Frage
geht an Herrn Prof. Felbermayr. Ist aus Ihrer Sicht
ein hinreichender Schutz der Daseinsvorsorge
durch CETA gewährleistet? Ich stelle die Frage
noch einmal ganz deutlich. Entspricht der Vorbe-
halt zur Daseinsvorsorge im CETA-Abkommen
demjenigen, der im GATS-Abkommen, das gerade
nochmal erwähnt worden ist, enthalten ist? Und
eine zweite Frage geht an Herrn Neugart: Wie be-
werten Sie das Verhandlungsergebnis im Bereich
der öffentlichen Auftragsvergabe?

Der Vorsitzende: Herr Prof. Felbermayr, bitte.

SV Prof. Gabriel Felbermayr (ifo Institut - Leib-
nitz Institut für Wirtschaftsforschung an der Uni-
versität München e.V.): Herzlichen Dank. Ich
muss hier gleich vorausschicken, dass die ökono-
mische Modellierung nicht so fein ziseliert ist,
dass wir die Details in der unterschiedlichen Aus-
gestaltung der Daseinsvorsorge quantifizieren
könnten. Und ich bin auch als Volkswirt, als
Nichtjurist möglicherweise nicht der beste An-
sprechpartner für Sie hier. Das Einzige, was ich
sagen kann, ist, dass die Erfahrungen mit anderen
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Abkommen, die wir ja empirisch überprüfen kön-
nen – wir haben ja viele bilaterale Abkommen
und eben auch den GATS – uns nicht zu dem
Schluss kommen lassen, dass die kommunalen
Freiheitsgrade eingeschränkt wurden. Also die Er-
fahrung sagt uns, dass das Gefahrenpotenzial im
geringen Bereich ist.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Ist es mög-
lich, dass der Herr Schlegelmilch dazu noch kurz
etwas sagt?

Der Vorsitzende: Sie hatten aber auch noch Herrn
Neugart gefragt. Dann sollten wir den erst antwor-
ten lassen und schauen, was dann noch an Zeit
übrig ist. Bitte, Herr Neugart.

SV Felix Neugart (Deutscher Industrie- und Han-
delskammertag): Ganz kurz aus meiner Perspek-
tive: Sie hatten die öffentliche Auftragsvergabe an-
gesprochen. Wir sehen das in der Tat als einen
wirklichen Erfolg der EU-Kommission in den Ver-
handlungen an. Die war bisher für deutsche Un-
ternehmen in Kanada relativ geschlossen. Es gibt
jetzt für deutsche Unternehmen Möglichkeiten,
sowohl auf der Ebene der Provinzen als auch auf
der Ebene der Kommunen, sich dort an Ausschrei-
bungen zu beteiligen. Dazu muss man wissen,
dass das Volumen, das auf dieser Ebene vergeben
wird, wesentlich größer ist, um ein Vielfaches grö-
ßer ist, als das, das auf der Bundesstaatsebene aus-
geschrieben wird. Insofern ist das ein potenziell
sehr weitreichender Zugang. Es gibt einige wenige
Ausnahmen im Bereich der Provinzen. Die Pro-
vinz Québec und noch eine andere Provinz haben
Teile ihrer öffentlichen Auftragsvergabe herausge-
nommen, aber in der Summe ist das wirklich ein
großes Potential und die Herausforderung wird
jetzt aus meiner Sicht darin bestehen - das hatte
ich vorhin schon einmal angesprochen – auch
kleinen und mittelständischen Unternehmen zu
helfen, sie zu ertüchtigen, sich an diesem Markt
zu beteiligen. Und da ist, wie gesagt, ein erster
wichtiger Schritt diese angekündigte Maßnahme
Kanadas, eine Liste im Internet zu veröffentlichen,
welche öffentlichen Ausschreibungen es denn gibt
und wie die genauen Bedingungen sind. Ein zwei-
ter Schritt würde darin bestehen, dass man auch
kleine und mittelständische Unternehmen gezielt
berät, beispielsweise über die AHK, über die
deutsch-kanadische Auslandshandelskammer, die

wir ja koordinieren, die auch schon entspre-
chende Unterstützung von der EU-Kommission
angekündigt bekommen hat. Die Möglichkeit ist
da, das Tor ist offen. Wir müssen jetzt gerade eben
für kleine mittelständische Unternehmen noch die
Unterstützung bereitstellen, um dann auch ent-
sprechende Aufträge wahrnehmen zu können.

Der Vorsitzende: Frau Lanzinger, eine gute Mi-
nute haben wir noch. Sie wollten noch eine Frage
weiterreichen.

Abge. Barbara Lanzinger (CDU/CSU): Die Frage,
die ich vorhin an Herrn Prof. Felbermayr gestellt
habe, würde ich gerne ganz kurz noch einmal aus
der Sicht von Herrn Schlegelmilch beantwortet
haben.

Der Vorsitzende: Herr Schlegelmilch, bitte.

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Die
Frage bezog sich noch einmal auf die Daseinsvor-
sorge und was das GATS- Abkommen schon ent-
hält. Ich möchte noch einmal sagen: Es gibt keine
neuen Verpflichtungen im Bereich der Daseins-
vorsorge durch das Kanada-Abkommen. Es ist
richtig, wie auch von Herrn Fritz gesagt wurde,
dass in manchen Bereichen der Marktzugang aus-
genommen ist, aber nicht die Inländerbehandlung.
Das heißt, wenn man zugelassen hat, dass dann
die Nichtdiskriminierung gilt - das ist zum Bei-
spiel im Bereich der privaten Altersheime oder
der privaten Erwachsenenbildung im GATS-Ab-
kommen für Deutschland schon so - dann wurde
das wurde nicht zurückgerollt, aber es gibt keiner-
lei neue Verpflichtungen, weder im Sozialen,
noch im Wasser, noch in der Bildung, noch in der
Gesundheit. Das Kanada-Abkommen liefert da ab-
solut nichts Neues. Und der Investitionsschutz,
der dahinter steht, ist auch nur anwendbar, wenn
jemand schon niedergelassen im Lande tätig ist,
weil es nur um den Schutz von bestehenden In-
vestitionen geht. Der Investitionsschutz sagt
nichts zum Zugang zum Markt. Das ist eine ganz
andere Geschichte. Und dass da natürlich die
grundlegenden Eigentumsrechte auch gelten, ist
im Rechtsstaat selbstverständlich und von daher
sehen wir auch keinen Konflikt, wenn man sagt,
dass Investitionen in dem Bereich letztendlich
auch gegen Enteignung geschützt werden müssen.
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Es gibt relativ hohe Hürden, die im Kanada-Ab-
kommen dazu drinstehen. Die sind übrigens auch
höher, als das, was das Grundgesetz jetzt schon an
Eigentumsschutz hergibt. Da gibt es ein Gutach-
ten, da kommen wir vielleicht im nächsten Teil
noch dazu. Dankeschön.

Abg. Klaus Barthel (SPD): Ich darf namens meiner
Fraktion an Herrn Prof. Felbermayr und dann an
Herrn Prof. Dr. Mayer die Frage stellen: Sie erwäh-
nen als einer der wenigen Gutachter das Thema
„Regulatorische Kooperation“. Herr Prof. Felber-
mayr, das ifo-Institut gibt dem einen relativ hohen
Stellenwert, vor den regulatorischen Beiräten, die
geschaffen werden sollen, während Herr Prof. Dr.
Mayer das nicht so in den Mittelpunkt rückt. Kön-
nen Sie vielleicht dazu noch einmal ausführen,
wie man sich das vorzustellen hat? Zunächst Herr
Prof. Felbermayr bitte.

SV Prof. Gabriel Felbermayr (ifo Institut- Leibnitz
Institut für Wirtschaftsforschung an der Universi-
tät München e.V.): Herzlichen Dank. Die Idee, re-
gulatorische Beiräte einzurichten, die soll den Ge-
danken materialisieren, dass man in der Zukunft
zwischen Kanada und EU, oder dann vielleicht
auch zwischen USA und EU, große neuregulie-
rungspolitische Themen abstimmt, koordiniert,
bespricht, damit nicht aus unterschiedlichen Zu-
gängen, die sich vielleicht zufällig an die Materie
ergeben, dann wieder nicht-tarifäre Handels-
hemmnisse entstehen. Das Gros der nicht-tarifären
Handelshemmnisse, die man mühsam ex post aus-
räumen muss, zum Beispiel in TTIP oder CETA,
ist auch Zufälligkeiten in der Vergangenheit ge-
schuldet. Also, dass die vorgeschriebene Mindest-
höhe der Bremsleuchten eben anders ist, als in
den USA hat keinen objektiven Hintergrund, son-
dern entspricht einem historischen Zufall. Und
um das auszuschließen, sind diese Beiräte wich-
tig. Sie sind auch wichtig, um eben genau das zu
tun, was man sich mit CETA und TTIP verspricht.
Nämlich in die Zukunft hinein auf die Gestaltung
von Normen oder Standards Einfluss zu nehmen
für neue Technologien und neue Prozesse, also
Nanotechnologie, Biotechnologie, das Internet der
Dinge usw. Dazu braucht es Foren, und diese Re-
gulierungsräte könnten ein solches Forum darstel-
len. Es wird häufig gesagt, dass diese Regulie-
rungsräte durch Vertreter der Exekutive, also die

Kommission und die kanadische Regierung, be-
schickt werden würden und dass dort dann nur
weitere Industrievertreter Platz nehmen sollten.
Wir finden, dass man über diese Regulierungsräte
noch nachdenken könnte. Dass es möglicherweise
ohnehin auch rechtlich geboten sein wird, dass
die Parlamente da eingebunden werden, dass sie
zumindest ein Vetorecht bekommen, wenn aus
diesen Regulierungsräten irgendetwas hervorgeht.
Aber die Idee, solche Regulierungsräte zu haben,
ist für das Wesen dieser neuen Abkommen aus
unserer Sicht ganz wichtig.

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Mayer, bitte.

SV Prof. Dr. Franz Mayer (Universität Bielefeld):
Vielen Dank für die Frage. Ich würde mich im
Kern den Aussagen meines Vorredners anschlie-
ßen, vielleicht noch zwei, drei Dinge ergänzen.
Ich muss Ihnen sagen, dass wenn man die Bestim-
mungen zur regulatorischen Kooperation durch-
sieht, es nicht ganz klar ist, worauf das aus recht-
licher Sicht hinausläuft. Ist das etwas, was wirk-
lich verbindlich sein soll, was da in Teilen als Er-
gebnis produziert wird, oder handelt es sich letzt-
lich nur um ein Forum des unverbindlichen Mei-
nungsaustauschs, des Informationsaustauschs?
Wäre es etwas, was verbindliches Recht erzeugt,
würde ich das durchaus für problematisch halten,
hier wäre eine Klarstellung vielleicht noch einmal
nützlich, weil ich eben nicht glaube, dass es auf
diese Verbindlichkeit angelegt ist. Soweit es im
Bereich des Informationsaustauschs, des Mei-
nungsaustauschs bleibt, wird man das rechtlich
nicht in den Griff bekommen. Es ist dann auch
noch unterhalb der auch problematischen
Schwelle von anderen Erscheinungen, die wir im
Recht nicht richtig auf den Radarschirm kriegen,
wie zum Beispiel Offene Methode der Koordinie-
rung, was Ihnen wahrscheinlich etwas sagt. Also
den Meinungsaustausch, den Informationsaus-
tausch wird man nicht beanstanden können. Ich
will die Gelegenheit nutzen, als einer der Juristen
in der ersten Runde zu sagen, dass das Recht
Ihnen letztlich die politische Entscheidung dar-
über, ob Sie das CETA wollen oder nicht, nicht
abnehmen kann. Wir werden als Juristen hier si-
cher an der einen oder anderen Stelle Klarstel-
lungsbedarf signalisieren können, aber wir wer-
den Ihnen nicht einhundertprozentig alle Beden-
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ken abnehmen können. Es wird immer eine Unsi-
cherheit bleiben und die werden Sie politisch ent-
scheiden und auch verantworten müssen. Vielen
Dank.

Abg. Alexander Ulrich (DIE LINKE.): Herr Vorsit-
zender, meine Frage geht an den Sachverständi-
gen Fritz. Wo genau sehen Sie die größten Gefah-
ren für den Verbraucherschutz und den Umwelt-
schutz und an welchen Stellen ist der CETA-Text
in dieser Hinsicht inakzeptabel?

SV Thomas Fritz (PowerShift e.V.): Für den Um-
welt- und Verbraucherschutz gibt es seine Reihe
von Punkten, die kritisch zu betrachten sind. Zum
einen der Datenschutz – es gibt in dem Kapitel
über allgemeine Ausnahmen, „Exceptions“, eine
Ausnahme für den Datenschutz. Aber hier haben
wir das gleiche Problem, diese Ausnahme ist vom
Investitionsschutzkapitel nicht vollständig ausge-
nommen. Hier fehlen wiederum die Investitions-
schutzstandards faire und gerechte Behandlung
und indirekte Enteignung. Das heißt, ein Unter-
nehmen, das meint, dass die Datenschutzauflagen
in Deutschland zu streng sind, könnte sagen, mög-
licherweise sind meine legitimen Erwartungen als
Investor unter dieser Faire-und-gerechte-Behand-
lungs-Klausel möglicherweise meine legitimen In-
teressen als Investor beeinträchtigt und diese Da-
tenschutzklauseln. Zu dem regulatorischen Ko-
operationsforum – dort ist festgehalten, dass wohl
die Einbindung privater Stakeholder möglich ist,
das heißt also von Unternehmensvertreterinnen
und -vertretern bis hin zu Nichtregierungsorgani-
sationen. Die Frage, inwieweit Parlamente einge-
bunden sind, ist dort aber nicht einmal angespro-
chen und das ist natürlich etwas, was durchaus
Mitglieder der Parlamente interessieren sollte. Da-
neben sollte man sich natürlich auch Gedanken
darüber machen, ob derartige Foren nicht auch
Verfahrensrichtlinien bräuchten, die so ein wenig
der normativen Kraft des Faktischen entgegenwir-
ken könnten, dass nämlich die Unternehmenslob-
bys natürlich einfach qua Masse einen leichteren
Zugang zu derartigen Foren haben als alle ande-
ren, weniger kapitalkräftig ausgestatteten Interes-
sengruppen. Die Kooperation erstreckt sich auch
auf einen weiteren Bereich, der sicherlich kritisch
ist, nämlich im Bereich der Biotechnologie. Da
gibt es einen spezifischen Abschnitt zu Bilateral
Cooperation on Biotechnology. Das ist zum einen

eine Fortführung eines Dialogs mit Kanada, der
geführt wird, seit die Europäische Union einen
Streitfall bei der WTO zum Gen-Moratorium ver-
loren hat, zum anderen aber auch Kooperationen
in anderen Bereichen, wo das Problem ist, dass
hier die Kooperation, der Dialog mit Ziel auf ge-
meinsame Ziele geführt werden soll. Und zu die-
sen gemeinsamen Zielen gehört zum einen ein
wissenschaftsbasierter Prozess der Anerkennung
und Zulassung von genmanipulierten Organis-
men. Das Problem ist hier das Reizwort der „wis-
senschaftlich basierten“. Wir haben in der Europä-
ischen Union im Lissabon-Vertrag das Vorsorge-
prinzip verankert. Ein solcher Dialog, wenn es
denn konform mit dem Lissabon-Vertrag sein
sollte, müsste natürlich das Ziel haben: Vorsorge-
prinzip - und nicht wissenschaftsbasiert. Hinter
den wissenschaftsbasierten Verfahren steht immer
das Interesse der Kanadier und der USA, hier das
Vorsorgeprinzip aufzuknacken. Problematisch
könnte auch die Kennzeichnung sein. Wir haben
das TBT-Abkommen, das hier integriert worden
ist, über technische Handelshemmnisse und das
Labeling könnte hier möglichweise Probleme be-
kommen. Das liegt daran, dass zu den legitimen
Zielen des Labelings unter anderem gehört, dass
man nicht diskriminieren darf bzw. ein legitimes
Ziel darf nicht mehr den Handel einschränken als
unbedingt notwendig. Es gibt einen offenen Streit,
inwieweit zu den legitimen Zielen auch so etwas
wie Verbraucherinformation gehört. Und Verbrau-
cherinformation ist natürlich sehr wichtig bei al-
len Etikettierungen die wir machen, beispiels-
weise Genetikettierung, Genvorschriften und Le-
bensmittelvorschriften.

Der Vorsitzende: Jetzt ist als nächstes die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dran. Die Frage stellt
Kollege Gambke.

Abg. Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Vielen Dank. Wenn es geht in den fünf
Minuten, würde ich gerne zwei Fragen stellen. Die
erste Frage noch einmal an Frau Strasser: Prof.
Felbermayr hat ja zwei Themen angesprochen,
einmal die Wachstumsproblematik, die von vielen
ernsthaft bestritten wird. Ich würde Sie bitten,
dies noch einmal kurz zu kommentieren. Und
zweitens hat er die Wechselwirkung mit dem
WTO-Prozess angesprochen. Es gibt ja nun ernst-
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hafte Kritiker zum Beispiel aus der Stiftung Wis-
senschaft und Politik hier in Berlin, Prof. Dieter,
der eben bezweifelt, dass solche bilateralen Ab-
kommen dann eigentlich den globalen Einigungs-
prozess beflügeln, so wie Prof. Felbermayr das
dargestellt hat. Meine Bitte ist, das zu kommentie-
ren. Meine zweite Frage geht an Herrn Nieber von
der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Ener-
gie (IG BCE). Sie führen aus in Ihren Ausführun-
gen, dass bestimmte Punkte nicht zustimmungsfä-
hig wären. Könnten Sie bitte noch einmal konkre-
tisieren, welche Punkte das sind?

Der Vorsitzende: Zunächst hat das Wort Frau
Strasser, und Sie denken an die Hälfte der Zeit.
Dankeschön.

SVe Maritta Strasser (Campact e.V.): Vielen Dank
für die Frage. Zu dem Wachstum – ich kann nur
wiederholen, dass das was da unter methodisch
sehr umstrittenen und auch sehr kontrovers dis-
kutierten Voraussetzungen prognostiziert ist, etwa
auf nichts hinauf läuft, jenseits dessen ist, was
sich überhaupt noch auf eine einzelne Maßnahme
vernünftig beziehen lässt im Sinne eines Ursache-
/Wirkungszusammenhangs. Darüber hinaus ist es
natürlich methodologisch Quatsch zu sagen, dass
ein zusätzliches Wachstum und ein zusätzliches
Einkommen gleich einem Pro-Kopf-Einkommen
wäre. Denn die Verteilungswirkung dieses zusätz-
lichen Einkommens muss natürlich noch einmal
extra untersucht werden und das heißt also nicht,
dass jede Bürgerin und jeder Bürger pro Jahr 60
Euro mehr in der Tasche hätte, sondern es wird
Gewinner und Verlierer geben, das ist eben der
wichtige Punkt daran und das muss man sich im
Einzelnen genau angucken. Es gibt auch meines
Wissens große Kritik an den Mega-Regionals und
an dem bilateralen Abkommen, weil sie den
WTO-Prozess in den vergangenen Jahren eher ge-
schwächt haben als gestärkt haben. Und es gibt
keinen Grund anzunehmen, wie dieser Wirkungs-
zusammenhang sein soll, warum das dazu führen
soll. Die Gefahr ist vielmehr, dass es auch ökono-
misch zu einer Blockbildung kommt und dass
eine Einigung, eine Rückkehr zum Multilateralis-
mus eher erschwert wird denn erleichtert wird.
Also ganz das Gegenteil.

Der Vorsitzende: Dankeschön. Als nächstes Herr
Nieber bitte.

SV Tomas Nieber (Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie (IG BCE)): Vielen Dank für die
Frage. Die IG BCE vertritt die Position, dass Han-
delsabkommen substanzielle und auch Einforde-
rungen/Regelungen brauchen, in dem zum Bei-
spiel Arbeitnehmerrechte aber auch Rechte der
Verbraucher und auch Umweltrechte verankert
werden. Das auch deshalb, weil Freihandelsab-
kommen ja grundsätzlich dazu dienen, den Markt-
zugang auch für ausländische Unternehmen zu
fördern und diese in der Regel dann den Wettbe-
werb intensivieren. Und deshalb ist sicherzustel-
len, dass dieser Wettbewerb eben fair ausgestattet
wird und nicht zu Lasten der Beschäftigten geht.
Wir sind der Ansicht, dass soziale Umweltstan-
dards in diese Abkommen gehören und, dass
diese Abkommen oder diese Standards auch ent-
sprechend unter verbindlicher Beteiligung der So-
zialpartner, also der Gewerkschaften, überwacht
werden müssen und vor allen Dingen Verstöße,
wenn es Verstöße geben sollte in solchen Abkom-
men, müssen mit einem verbindlichen Streitbeile-
gungsmechanismus geahndet werden. Wie ihn
zum Beispiel auch der Streitbeilegungsmechanis-
mus bei Verstößen gegen andere Teile des Abkom-
mens vorsieht. Wir sehen da durchaus einige posi-
tive Ansätze in dem vorliegenden CETA-Abkom-
men, aber es ist eben nicht ausreichend, auch zum
Beispiel im Bereich der Kernarbeitsnorm sind
Fortschritte zu sehen gegenüber anderen Handels-
abkommen. Aber eben ist auch hier noch einmal
wichtig, dass diese Möglichkeiten dann entspre-
chend mit einem Streitbeilegungsmechanismus
auch geahndet werden können und entsprechend
auch verfolgt werden können. Zusammenfassend
ist aus unserer Sicht, dass diese Regeln zu Handel
und Arbeit im CETA-Abkommen nicht effektiv
durchsetzbar gestaltet sind. Es gilt eben nicht die-
ser allgemeine Streitbeilegungsmechanismus, son-
dern es ist ein spezifischer Mechanismus vorgese-
hen, der eben über ein Expertengremium dafür
sorgen sollen, dass solche Verstöße eben durchaus
diskutiert werden können und dort auch Lösungs-
möglichkeiten entwickelt werden können, aber
was passiert eigentlich, wenn es zu Konflikten o-
der Streitpunkten kommt, die nicht entsprechend
von beiden Seiten auch in gütlicher Form beige-
legt werden können? Deshalb ist einer der zentra-
len Punkte eben auch im Bereich des Nachhaltig-
keitsabkommens, dass man so ein Abkommen ent-
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sprechend auch so gestalten muss, dass es ent-
sprechend auch einklagbare Rechte auch für die
entsprechenden Gewerkschaften und für die Sozi-
alpartner gibt.

2. Themenblock
Investitionsschutzbestimmungen (ISDS)

Der Vorsitzende: Meine Damen und Herren, wir
sind jetzt am Ende des ersten Themenblocks. Wir
haben die 60 Minuten fast genau eingehalten, das
ist schön. Deswegen darf ich jetzt ohne weitere
Umschweife zum Themenblock 2 kommen, wo es
auch noch einmal eine Stunde nach demselben
Muster um die Investor-Staat-Schiedsverfahren
geht. Als erstes in dieser Runde hat für die
CDU/CSU-Fraktion Herr Dr. Pfeiffer das Frage-
recht.

Abg. Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): Vielen
Dank. Ich möchte gern eine Frage stellen an Herrn
Prof. Hindelang und Frau Prof. Kriebaum. Wenn
Sie uns vielleicht noch einmal ganz kurz aus Ihrer
Sicht die grundsätzliche Sinnhaftigkeit und Not-
wendigkeit von Investor-Staat-Schiedsverfahren
und die Vorteile beleuchten, und wenn Sie zum
zweiten vielleicht dann auch noch einmal darauf
eingehen: Es wird ja häufig behauptet, das wäre
ein Mittel, das vor allem den Konzernen zu Gute
käme. Welche Vorteile sehen Sie da auch für mit-
telständische Unternehmen?

Der Vorsitzende: Entschuldigung, ich habe verges-
sen zu erwähnen, dass wir für die zweite Runde
noch weitere Sachverständige da haben, die jetzt
angesprochen worden sind, die in der von mir aus
gesehen rechten Hälfte der Runde sitzen. Als ers-
ter war gefragt Herr Prof. Hindelang. Bitte, Sie ha-
ben das Wort.

SV Prof. Dr. Steffen Hindelang (Freie Universität
Berlin): Vielen Dank Herr Vorsitzender, vielen
Dank für die Einladung und vielen Dank für die
Frage. Warum Investitionsschutz in CETA und
ähnlichen Abkommen zwischen Industriestaa-
ten/OECD-Staaten? Grundsätzlich bietet ein Inves-
titionskapitel in diesen Abkommen einen grundle-
genden Schutz von eigentumsrechtlichen Positio-

nen in einem rechtsförmigen Verfahren im Gegen-
satz zu den klassischen politischen zwischenstaat-
lichen Instrumenten. Also hier wird im Grunde
genommen die Gunboat Diplomacy ersetzt durch
ein Verfahren, was in rechtsförmigen Bahnen
funktioniert. Das ist an sich ein Fortschritt und
vor diesem Hintergrund auch eine Stärkung der
international Rule of Law. Mit CETA versucht die
Kommission nach meiner Ansicht, ein Modell zu
schaffen, für nachfolgende Verhandlungen mit
den Vereinigten Staaten von Amerika unmittelbar,
aber auch mit anderen. Das Modell soll meines Er-
achtens der Sicherung bzw. Beherrschung politi-
scher Risiken dienen, soll hier ein neutrales Fo-
rum für den Fall sein, dass die nationale Rechts-
ordnung im konkreten Einzelfall nicht funktio-
niert, ein Sicherheitsnetz bereitstellen durch diese
ISDS-Verfahren. Bei diesem Unterfangen, ver-
schiedene Kritikpunkte aufzugreifen, ist die Kom-
mission auch ein gutes Stück vorangekommen.
Sie adressiert viele Defizite, die in der Diskussion
angesprochen worden sind, sie versucht neue
Standards und Impulse zu setzen, sie versucht
auch, staatliches Regulierungsinteresse und Pri-
vateigentumsinteresse in einen sinnvolleren Aus-
gleich zu bringen als das bisher der Fall ist. Aller-
dings gibt es auch, und darüber sprechen wir be-
stimmt nachher noch, durchaus Optimierungsbe-
darf in dem vorgelegten Abkommen. Was die Dis-
kussion mit Konzernjustiz und ähnliches Labeling
anbelangt, so ist das natürlich ein gelungener PR-
Gag. Die Frage ist natürlich immer, inwieweit fi-
nanzielle Ressourcen den Zugang zu Rechtsmit-
teln ermöglichen, das ist innerstaatlich nicht an-
ders als auf internationaler Ebene. Vor dem Hin-
tergrund muss die Kommission bzw. die Europäi-
sche Union wahrscheinlich mehr tun, auch klein-
und mittelständischen Unternehmen hier unter
die Arme zu greifen, um diese Mechanismen sinn-
voll zu nutzen. Allerdings kann man natürlich in
dem Zusammenhang auch darüber nachdenken,
wie man die Verfahren an sich noch kostengünsti-
ger gestaltet. Und da muss man eben darüber
nachdenken, ob nicht vielleicht ein stehendes Ge-
richt viel günstiger ist als ad hoc-Schiedsgerichts-
barkeit. Das sind aber einfach nur einmal die
Stichworte hier für die Diskussion.

Der Vorsitzende: Frau Prof. Kriebaum bitte.
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SVe Prof. Dr. Ursula Kriebaum (Universität
Wien): Vielen Dank für die Einladung, vielen
Dank für die Frage. Grundsätzlich sagt man, dass
derartige Verfahren drei Vorteile bringen. Einer-
seits durch Rechtsschutz wirtschaftliche Entwick-
lung zu fördern. Ich muss es den Ökonomen über-
lassen zu überprüfen, ob das stattfindet oder
nicht. Andererseits die Vermeidung internationa-
ler Konflikte. Das sollte nicht unterschätzt wer-
den. Wenn man kein Investor-Staat-Schiedsver-
fahren hat und stattdessen der Heimatstaat des In-
vestors seinem Investor zur Rechtsdurchsetzung
verhelfen möchte, dann habe ich einen zwischen-
staatlichen Konflikt. Das hat früher durchaus auch
zu bewaffneten Konflikten geführt. Zum Teil zie-
hen wir diese Probleme weltweit immer noch mit
uns. Ich erinnere nur an die Kuba-Krise, deren
Ausgangspunkt ein Investitionsstreit war. Dem
kann man vorbeugen, wenn man das den betroffe-
nen Investor mit dem betroffenen Staat direkt aus-
machen lässt. Überdies ist dieses Abkommen, wie
Prof. Hindelang schon erwähnt hat, von der EU-
Kommission durchaus als Modellversuch ange-
dacht in China, mit dem ein Investitionsschutzab-
kommen von der EU verhandelt wird, haben Sie
einen Staat als Gegenüber, in dem für Investoren
ein erhebliches Rechtsschutzdefizit herrscht und
man daher sehr hohe Investitionsschutzstandards
benötigt. Im Unterschied dazu sind kanadische In-
vestoren in Europa international auch gut abgesi-
chert. Sie haben Zugang zum Menschrechtsge-
richtshof und zum EuGH. Nichts Vergleichbares
haben europäische Investoren in Kanada, aber
schon gar nicht in China.

Der Vorsitzende: Die nächste Frage stellt für die
SPD-Fraktion Herr Westphal.

Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank Herr
Vorsitzender. Ich habe eine Frage an Frau Prof.
Kriebaum und an Herrn Prof. Quick. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie hat ein
Gutachten in Auftrag gegeben. Dr. Stephan Schill
kommt zu dem Ergebnis, dass die nationale wie
auch europäische Gerichtsbarkeit einen wesent-
lich höheren Schutz für Investoren bietet, als es
jetzt in dem vorliegenden CETA-Text ausformu-
liert ist. Da würde mich Ihre Einschätzung interes-
sieren und, ob die Bedenken, die dort öffentlich
geäußert werden, gerade zu diesem Punkt nicht
unberechtigt sind.

Der Vorsitzende: Als nächstes spricht Frau Prof.
Kriebaum.

SVe Prof. Dr. Ursula Kriebaum (Universität
Wien): Also was Deutschland anlangt ist Prof.
Schill eher der Spezialist als ich. Aber wenn Sie
es mit Österreich vergleichen würden oder der Eu-
ropäischen Union, so muss man schon feststellen,
dass das vorliegende Abkommen einen geringeren
Rechtsschutzstandard bietet als das traditionelle
europäische bilaterale Investitionsschutzabkom-
men, das von Deutschland oder für Österreich ab-
geschlossen wurde. Also denke ich, dass man
diese Einschätzung durchaus teilen kann. Wenn
Sie Fair and Equitable Treatment anschauen, dann
haben Sie nunmehr eine ganze Reihe von Qualifi-
kationsmerkmalen, die Sie etwa beim Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte nicht fin-
den würden. Wenn Sie dort eine Verletzung eines
faires Verfahrens haben, dann ist Art. 6 EMRK
verletzt. Damit der CETA-Text verletzt ist, müssen
Sie eine fundamental breach of due process ha-
ben, was deutlich schwerwiegender ist. Es gibt
noch ähnliche Qualifier. Daher denke ich, dass
die Befürchtung unbegründet ist, dass hier ein hö-
herer Rechtsschutz gewährt wird als wir ihn im
europäischen Raum normalerweise haben. Das
sollte uns allerdings zu denken geben für China.
Denn die chinesischen Investoren genießen den
europäischen hohen Rechtsschutz und die euro-
päischen Investoren würden ihn in China benöti-
gen.

Der Vorsitzende: Herr Prof. Dr. Quick bitte.

SV Prof. Dr. Reinhard Quick (Verband der Chemi-
schen Industrie e. V. in Brüssel): Vielen Dank für
die Einladung, vielen Dank für die Frage. Ich kann
mich den Ausführungen meiner Vorrednerin an-
schließen. Ich glaube, die Details in den Regelun-
gen in CETA sind gerade was den Bereich der Fair
and Equitable Treatment-Standards betrifft durch-
aus restriktiv, aber es ist meines Erachtens auch so
gewollt. Und weil man eben vermeiden wollte,
dass es zu Entscheidungen kommt, die nachher
doch sehr stark angegriffen werden. Und man
könnte natürlich schon argumentieren, dass diese
Formulierungen zu eng sind.
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Der Vorsitzende: Dankeschön. Wir hätten noch
zwei Minuten für eine Nachfrage - Herr Westphal
bitte.

Abg. Bernd Westphal (SPD): An Dr. Schill geht
die Frage. Es gibt was Transparenz angeht ja
durchaus Ausgestaltungen in dem Schiedsverfah-
ren, also das, was die Öffentlichkeit angeht, aber
auch in dem Bereich, dass dort auch Revisionen
möglich sind. Wie schätzen Sie das ein? Wird das
dem gerecht, was man da auch nach deutschem
und europäischem Recht erwarten kann?

Der Vorsitzende: Herr Dr. Schill bitte.

SV Dr. Stephan Schill (Max Planck Institut für
ausländisches öffentlichen Recht und Völker-
recht): Danke für die Einladung, danke für die
Frage. Die Transparenzvorschriften, die in CETA
in Bezug genommen werden, sind die weitest ge-
henden Transparenzvorschriften, die man beim
Investor-Staat-Schiedsgerichtsbarkeitsverfahren
heute kennt. Das wird absolut aus meiner Sicht
den verfassungsrechtlichen und auch unions-
rechtlichen Anforderungen an Transparenz dieser
Verfahren gerecht. Es gibt bisher keine echten Re-
visionsmöglichkeiten, in denen die Verfahren in
der Sache überprüft werden können. Bisher gibt
es nur unter den Investitionsregeln, die anwend-
bar sind, bzw. den nationalen Regeln, die mög-
licherweise anwendbar sind, Möglichkeiten,
Schiedssprüche überprüfen zu lassen im Wesent-
lichen auf Verfahrensmängel. Die bestehen weiter.
Zusätzlich ist in CETA die Möglichkeit vorhan-
den, dass die Vertragsparteien über die Einrich-
tung einer Revisionsinstanz im Rahmen des Komi-
tees verhandeln und den Bedarf für so eine Revisi-
onsmöglichkeit wahrscheinlich in Zukunft erst
einmal evaluieren müssen. Das hängt, glaube ich,
vor allem davon ab, wie viele Verfahren tatsäch-
lich unter dem CETA-Abkommen entstehen wer-
den. Wenn hier keine Verfahren entstehen, ist
wahrscheinlich auch wenig Anlass dafür da, über
eine Revisionsmöglichkeit nachzudenken. Inso-
fern sind das gute Ansätze. Wie die Berufungs-
instanz weitergeht, ist glaube ich eine Frage, die
man in der Zukunft neu betrachten muss.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Die nächste Frage
stellt Frau Dr. Gundelach für die CDU/CSU-Frak-
tion.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Vielen
herzlichen Dank. Meine Frage richtet sich an
Herrn Prof. Hindelang. Zum einen würde mich in-
teressieren, ob nach Ihrer Auffassung CETA Ver-
besserungen gegenüber früheren Investitions-
schutzabkommen enthält und wenn ja, welche das
sind, und zwar sowohl aus der Perspektive des
möglicherweise beklagten Staates oder aber auch
aus Perspektive des klagenden Investors. Und hal-
ten Sie in dem Zusammenhang Verbesserungen
der in CETA enthaltenen Bestimmungen zu Inves-
titionsschutz und ISDS für nötig und für politisch
möglich? Und wenn ja, welche könnten das sein?

Der Vorsitzende: Herr Prof. Hindelang bitte. Ich
muss immer die Namen sagen, damit das Proto-
koll nachher stimmt.

SV Prof. Dr. Steffen Hindelang (Freie Universität
Berlin): Vielen Dank. Verbesserungen im materiel-
len Bereich – ich glaube, hier sind die Schutzstan-
dards gegen Enteignungsschutz, Fair and Equi-
table Treatment, also faire und gerechte Behand-
lung, weitaus detaillierter ausgestaltet worden.
Das ist eine andere Abwägung zwischen öffentli-
chen und privaten Belangen vorgenommen wor-
den. Das hat natürlich dazu geführt, dass der Text
dieser Abkommen deutlich ausdifferenzierter ge-
worden ist, allerdings auch angereichert worden
ist durch viele neue unbestimmte Rechtsbegriffe,
deren Auslegung natürlich nur bedingt vorherseh-
bar ist. Das führt auch immer wieder zu Proble-
men, wenn wir die nationale Rechtsordnung und
den Rechtsschutz, den die nationale Rechtsord-
nung bietet, vergleichen mit dem nun hier vorge-
legten CETA-Text. Zu dem CETA-Text gibt es kei-
nerlei Schiedssprüche. Schiedssprüche aus ande-
ren Abkommen sind nicht heranzuziehen für die
Auslegung dieses CETA-Textes, sonst würde man
gewisse völkerrechtliche Probleme bekommen;
mit denen sollte man zumindest äußerst zurück-
haltend sein, was diese Art von Vergleichen anbe-
langt. Hinzukommt, was ich durchaus als proble-
matisch empfinde, dass man bestimmte Sektoren
hier ausgeklammert hat, sicher auch aufgrund ak-
tueller politischer Entwicklungen. Nur man muss
sich eben in so einer Situation auch vergegenwär-
tigen, das spiegelt die Zeit wider. Aber was ist,
wenn eben in drei Jahren ganz andere Sektoren
plötzlich in politisch schwieriges Fahrwasser ge-
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raten? Das ist der zweite Punkt. Was die Durchset-
zung dieser materiellen Schutzstandards anbe-
langt, so muss man durchaus sagen, hat die Kom-
mission viel getan, was Transparenz anbelangt, sie
hat auch im Bereich der Schiedsrichterauswahl
versucht, mehr Transparenz zu schaffen. Nur bei
drei ganz zentralen Punkten ist sie bis jetzt nicht
weiter gekommen. Das betrifft zunächst einmal
die Einbindung der nationalen Rechtsordnungen,
die funktionieren, die ordnungsgemäße Verfahren
gewährleisten können. Hier wird eine Parallelisie-
rung und teilweise eine Alternative zu national
funktionierenden Rechtsordnungen geschaffen,
das ist ein grundlegendes Problem. Darüber muss
man sprechen. Es ist zu begrüßen, dass die Kom-
mission darüber nachdenkt, eine Berufungs-
instanz oder Revisionsinstanz, so ganz klar ist es
gar nicht, ob das jetzt eine Berufungsinstanz oder
Revisionsinstanz sein soll, zu schaffen. Das sehen
amerikanische Verträge seit über zehn Jahren vor.
Und wir können uns natürlich dann vor dem Hin-
tergrund kritisch fragen, wie weit wird aus einem
politischen Commitment dann tatsächlich hartes
Recht. Und ein ganz entscheidender Punkt, der
eben auch immer wieder für Kritik sorgen wird,
ist, dass diese systemische Voreingenommenheit,
die im Schiedsverfahren liegt, nicht nachhaltig
angegangen wird. Es wird weiterhin der Vorwurf
kommen, dass die Schiedsrichter auf ad hoc-Basis
dem Vorwurf der Voreingenommenheit ausgesetzt
sind, weil es eben in der Tat in der Öffentlichkeit
so aussieht, dass mit mehr Verfahren höhere Ein-
kommen erzielt werden können. Dieser Zusam-
menhang muss nachhaltig zumindest geschwächt
werden, um diesem Verfahren auch langfristig
eine Zukunft zu sichern.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Ist noch eine drei-
viertel Minute für eine Nachfrage gewünscht? Das
ist nicht der Fall. Dann als nächster von der SPD-
Fraktion, Herr Kollege Ilgen bitte.

Abg. Matthias Ilgen (SPD): An Frau Dr. Kriebaum
geht die Frage noch einmal. Warum erachten Sie
zwischen entwickelten Staaten mit hochentwi-
ckelten Rechtssystemen diese Schutzverfahren,
Sie haben eben China angesprochen, auch für not-
wendig, also insbesondere die Schiedsgerichte?
Welcher Mehrwert ist sozusagen da, außer der
Frage, schwächt das vielleicht die internationalen
Verunstimmungen, wenn man Handel betreibt?

Und dann vielleicht noch einmal an Herrn Dr.
Schill die Frage: Welche Ziele werden im Abkom-
men, so wie es jetzt in Teilen vorliegt, explizit an-
gestrebt mit dem Investitionsschutz, also was soll
an Sicherheit geboten werden?

Der Vorsitzende: Frau Prof. Kriebaum.

SVe Dr. Prof. Ursula Kriebaum (Universität
Wien): Die Wichtigkeit und Notwenigkeit des In-
vestorenschutzes mit OECD-Staaten ist sicher eine
deutlich geringere als mit Staaten wie China, das
muss man einfach so sehen. Wenn man Schutz-
standards einführt, dann muss man auch ein in-
ternationales Schutzsystem zur Durchsetzung vor-
sehen. Etwa hat Kanada eine dualistische Rechts-
ordnung, das heißt, den CETA-Vertrag können Sie
vor nationalen Gerichten nicht geltend machen
und daher brauchen Sie eine Art der internationa-
len Durchsetzung. Dann hat man sich eben an
dem Modell orientiert, das man bisher hatte. Das
ist nicht die einzig mögliche Lösung, aber die hat
man gewählt.

Der Vorsitzende: Herr Dr. Schill.

SV Dr. Stephan Schill (Max Planck Institut für
ausländisches öffentliches Recht und Völker-
recht): Gewisse Ziele, die durch das Investitions-
kapitel erreicht werden sollen, sind denke ich die
klassischen Ziele des Investitionsschutzes. Das
heißt erst einmal Schutz von ausländischen Inves-
titionen, Förderung von ausländischen Investitio-
nen, allerdings nicht um der Investition selbst
willen, sondern weil damit weitere soziale Ziele
verbunden sind und das ist, denke ich, ganz allge-
mein gefasst, wirtschaftliche Entwicklung und
Wachstum. Gleichzeitig ist ein Ziel des Investiti-
onskapitels, die Möglichkeit eines neutralen Fo-
rums für die Beilegung von Investor-Staat-
Schiedsstreitigkeiten zu bieten. Verfolgt wird da-
mit allgemein das Ziel, rechtsstaatliche Streitbei-
legungsmechanismen zu haben. Ich denke aber
auch, dass es wichtig ist zu sehen, dass das nicht
die einzigen Ziele sind, sondern auch, dass ein er-
klärtes Ziel der Kommission bei der Aushandlung
des CETA-Kapitels war, Kritikpunkte aufzugrei-
fen, das heißt, insbesondere sicherzustellen, dass
die Regulierungshoheit/-möglichkeiten der Gast-
staaten für Investitionen weiter vorhanden blei-
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ben, dass sichergestellt wird, dass Sozialstan-
dards, Umweltstandards, arbeitsrechtliche Stan-
dards nicht abgesenkt werden und auch neue der-
artige Standards eingeführt werden können.
Gleichzeitig, wenn man sich anguckt, wie die In-
vestor-Staat-Schiedsgerichtsbarkeit unter CETA
ausgestaltet ist, ist denke ich auch ein Ziel dieses
Abkommens - was jetzt nicht unbedingt abkom-
mensimmanent ist – zu den Reformbestrebungen
im Bereich des internationalen Investitionsschut-
zes und der internationalen Investor-Staat-
Schiedsgerichtsbarkeit beizutragen durch mehr
Transparenz, durch institutionelle Gegengewichte
gegen Schiedsgerichte, durch Einführung von
Schiedsrichterlisten, durch die künftige Einfüh-
rung möglicherweise einer Revisionsinstanz oder
auch Ethikstandards für Schiedsrichter. Das ist si-
cherlich ein Nebeneffekt und Nebenziel. Etwas
konkreter - dann gerade im Hinblick auf andere
EU-Mitgliedstaaten - steht natürlich auch das Ziel
im Blick, durch dieses Kanada-EU-Abkommen
existierende bilaterale Abkommen zu ersetzen, die
dann möglicherweise den Interessen der betroffe-
nen EU-Mitgliedstaaten besser gerecht werden als
bisherige Investitionsabkommen.

Der Vorsitzende: Eine halbe Minute haben Sie
noch.

Abg. Matthias Ilgen (SPD): An Frau Dr. Kriebaum
geht noch einmal die Frage. Sie sprachen den Du-
alismus des kanadischen Rechtssystems an. Das
Problem, dass man quasi eine supranationale In-
stanz braucht, um das auch durchzusetzen. Meine
Frage: Würden Sie also unterschreiben, dass die
Schiedsgerichte vor allem im Interesse der deut-
schen Wirtschaft liegen, um dort besser voran zu
kommen?

Der Vorsitzende: Bitte antworten Sie in 20 Sekun-
den, Frau Dr. Kriebaum.

SVe Dr. Prof. Ursula Kriebaum (Universität
Wien): Der europäischen Wirtschaft, nicht nur der
deutschen. Die kanadischen Investoren sind bei
uns, denke ich, gut geschützt, nur unsere Investo-
ren haben keinen gleichwertigen Schutz in Ka-
nada. Obwohl man das prüfen müsste, wie die ka-
nadischen Gerichte die einzelnen Dinge prüfen,
aber es gibt jedenfalls keine internationale In-
stanz, die angerufen werden könnte, wenn man

national nicht zufrieden ist.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Jetzt hoffe ich, dass
ich richtig liege, wenn jetzt für DIE LINKE. die
nächste Frage Herr Klaus Ernst stellt.

Abg. Klaus Ernst (DIE LINKE.): Meine Frage rich-
tet sich an Pia Eberhardt. Die Europäische Kom-
mission sagt ja, dass mit den Reformen im CETA-
Text die Probleme der Investor-Staat-Schiedsge-
richte behoben wären. Sehen Sie das auch so?

Der Vorsitzende: Frau Eberhardt bitte.

SVe Pia Eberhardt (Corporate Europe Obser-
vatory): Vielen Dank für die Frage und für die Ein-
ladung. Es gibt eine Reihe von Problemen, die
nicht behoben werden in CETA. Ich möchte nur
ein einziges hier herausgreifen in vier Minuten.
Das ist die fehlende Garantie der Unabhängigkeit
der Schiedsgerichte, die diese Klagen entscheiden
werden, Herr Hindelang hat das schon angedeutet.
Warum ist das wichtig, Unabhängigkeit der
Schiedsgerichte? Nun, denen wird sehr viel Macht
übertragen. Sie bekommen in Zukunft die Macht,
alle Maßnahmen innerhalb eines Staates zu über-
prüfen im Rahmen einer Klage. Das sind Gesetze
von Parlamenten, das können Gerichtsentschei-
dungen sein und Entscheidungen von Verwaltun-
gen. Sie bekommen die Macht, Staaten zu hohen
und zwar rückwirkenden Schadensersatzzahlun-
gen zu verurteilen. Die Urteile sind bindend, kön-
nen weltweit vollstreckt werden und es gibt, das
haben wir eben schon gehört, bisher keine Beru-
fung. Das heißt, die Urteile sind nicht korrigierbar.
Ich würde behaupten, Sie würden keiner rechtli-
chen Instanz dieser Welt so viel Macht geben,
wenn Sie sich nicht sicher sein könnten, dass sie
unabhängig ist. Das ist aber bei den privaten
Schiedsgerichten genau nicht der Fall und wird
auch im CETA nicht der Fall sein. Wir haben im
CETA eben nicht unabhängige, finanziell unab-
hängige und unabsetzbare Richter und Richterin-
nen, die diese Klagen entscheiden werden, die auf
viele Jahre ernannt werden, die per Los zum Bei-
spiel zu einem Fall zugeordnet werden. Sondern,
wir haben es gehört, wir haben ad hoc von den
Parteien ernannte Privatpersonen, die, unter
CETA werden das in der Regel 3 000 US-DOLLAR
am Tag sein, mit Tagessätzen und Stundenlöhnen
entlohnt werden. Das weißt auf einen inhärenten
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Interessenskonflikt dieser Schiedsrichter hin, und
zwar, einem systemischen, nicht unbedingt einen
persönlichen, aber einem systemischen, weil näm-
lich mehr Klagen für diese Schiedsrichter und
Schiedsrichterinnen in Zukunft mehr Nominie-
rungen und mehr Einkommen bedeuten. Das ist
eben ein starker systemischer Anreiz in einem
asymmetrischen Rechtssystem, wo nur eine Seite
klagen kann, nämlich der Investor, das System
klagefreundlich zu halten durch Schiedssprüche
aber auch durch investorenfreundliche Rechtsin-
terpretationen. Was gibt es für andere Mechanis-
men, die das Problem der fehlenden Unabhängig-
keit beheben können und finden wir sie im
CETA? Nein, wir haben gehört, CETA schlägt ge-
nau keinen Berufungsmechanismus vor, sondern
es gibt nur ein vages Versprechen, dass die EU
und Kanada sich darüber austauschen werden, ob,
wenn der Vertrag in Kraft tritt, so etwas eingerich-
tet werden soll oder nicht. Es gibt keine Berufung
im CETA. Es gibt auch noch keinen sogenannten
Roster. Das wäre eine weitere Möglichkeit, die
breit diskutiert wird, eine feststehende Liste an
Schiedsrichtern und Schiedsrichterinnen, die im-
mer von oben nach unten ernannt werden, immer
unabhängig davon, was sie für eine Position ha-
ben zu einer bestimmen Rechtsphase, sie würden
objektiv ernannt. Diesen Roster gibt es ebenfalls
nicht im CETA. Auch er wird nur angekündigt für
die Zukunft, das hat übrigens auch schon das 20
Jahre alte NAFTA-Abkommen gemacht, das bis
heute auch zu keinem Roster geführt hat. CETA
verweist allein auf einen Verhaltenskodex für
Schiedsrichter und Schiedsrichterinnen. Da mag
man sagen, das ist gut, aber ein Verhaltenskodex
ist nicht das gleiche wie Richter/Richterin auf Le-
benszeit mit fixem Gehalt. Und der Verhaltensko-
dex, auf den verwiesen wird, definiert zum Bei-
spiel noch nicht einmal, was ein Interessenskon-
flikt ist. Er verbietet auch nicht den gravierends-
ten Interessenskonflikt, den wir häufig anfinden
in diesen Schiedsverfahren, dass nämlich
Schiedsrichter parallel auch für Kanzleien in die-
sen Verfahren arbeiten, das werden Sie im deut-
schen Rechtssystem nicht finden, einen Richter,
der nebenher auch für eine Kanzlei im gleichen
Rechtsfeld arbeitet, der sozusagen durch seine Ur-
teile seiner Kanzlei und seinen Mandanten Vor-
teile verschaffen kann. Also wir haben in CETA
keine Unabhängigkeit der Schiedsgerichte. Was
könnten die Folgen sein? Ganz kurz – die Folgen

könnten sein, dass diese Schiedsgerichte expan-
sive und investorenfreundliche Rechtsauslegun-
gen vornehmen und Schiedssprüche treffen, die
Sie sich so heute noch gar nicht vorstellen kön-
nen, weil das eben die Macht der Schiedsrichter
ausweitet, mehr Nominierungen und Einkommen
bringt. Diese Tendenz gibt es schon heute, das
wurde in einer empirischen Untersuchung von
140 Verfahren bis Mai 2010 nachgewiesen. An-
ders gesagt, da es im CETA weder diese Garantien
für Unabhängigkeit gibt, noch eine unabhängige
Berufungsinstanz, müssen Sie mit völlig unvor-
hersehbaren investorenfreundlichen Rechtsinter-
pretationen rechnen, die können nicht ausge-
schlossen werden. Und diese Interpretationen
können auch im Einzelfall Ihre Regulierungsho-
heit und die Entscheidungen von Verwaltungen
einschränken.

Der Vorsitzende: Als nächste fragt für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Kollegin Dröge.

Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank. Meine Frage richtet sich an
Herrn Dr. Meyer-Ohlendorf. Frau Eberhardt hat ja
schon einiges zur Bedeutung der Schiedsgerichte
gesagt, vielleicht können Sie auch Ihre Einschät-
zung zur Grundstruktur der Schiedsgerichte, so
wie wir sie jetzt in CETA vorfinden, darlegen.
Und zum zweiten zur Interpretation und Ausleg-
barkeit der Rechtsbegriffe, die wir im Investitions-
schutzkapitel finden, wie etwa Fair and Equitable
Treatment oder indirekte Enteignung und welche
Auswirkungen das in CETA hätte.

Der Vorsitzende: Herr Dr. Meyer-Ohlendorf bitte.

SV Dr. Nils Meyer-Ohlendorf (Ecologic Institut):
Vielen Dank, vielen Dank für die Frage, vielen
Dank für die Einladung. Zu der Frage: Wie schätze
ich Schiedsgerichtsbarkeit in CETA ein? Ich teile
die Auffassung von Frau Eberhardt im Grundsatz.
Es gibt in der Tat inhärente Interessenskonflikte,
die nicht aufgelöst werden. Ich erinnere nur da-
ran, dass wir in § 3 Abs. 1 des deutschen Richter-
gesetzes das ausdrückliche Verbot haben, dass
Richter gleichzeitig Rechtsanwälte sind. Das ist
für uns selbstverständlich. In Schiedsgerichten ist
das anders gesehen. Frau Eberhardt hat das sehr
gut ausgeführt. Das Gleiche gilt auch für die Frage
- zum Beispiel Interessenskonflikte. Nach CETA
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oder nach den Richtlinien der internationalen Bar
Association dürfen Schiedsrichter auch weiterhin
Anteile an Parteien oder Aktien an Firmen haben,
die in ihren Schiedsgerichten auftreten. Das ist et-
was, was nach der ZPO auch undenkbar wäre.
Also insofern gibt es dort diese inhärenten Interes-
senskonflikte weiterhin. Wir sollten uns da nichts
vormachen, die bestehen weiter. Ich glaube, es
gibt tatsächlich Verbesserungen in dem Verfahren,
aber es zeigt einfach nur, von welch niedrigem
Standard wir eigentlich kommen, das zum einen.
Zum anderen die Frage – unbestimmte Rechtsbe-
griffe, wie sehe ich eigentlich das Investitions-
schutzabkommen/ein Investitionsschutz im Ver-
fahren insgesamt? Ich freue mich, dass Herr Hin-
delang und Frau Kriebaum auch gesagt haben,
dass in den nationalen Rechtsordnungen von
OECD-Staaten oder von anderen Staaten diese Art
von Investitionsschutzabkommen eigentlich gar
nicht erforderlich ist. Es gab unterschiedliche For-
mulierungen, aber es läuft darauf hinaus, dass wir
diese Art von Rechtsschutz nicht brauchen, weil
einfach dieser Rechtsschutz garantiert ist durch
die Rechtsordnung in diesen Staaten. Also in
Deutschland sagt der Art. 92 GG, dass die Recht-
sprechung den Richtern anvertraut wird, dann
wird weiter ausbuchstabiert, dass es die Bundes-
gerichte sind und die Gerichte der Länder. Das ist
keine Frage, dass es erst einmal der gesetzliche
Richter ist. Das ist auch einfach ganz normal in ei-
ner Demokratie insofern, als dass Kernaufgaben
eines Staates natürlich demokratisch legitimiert
sein müssen und sie können sich nicht herleiten
von privat bestellten Schiedsrichtern. Sondern
das ist eine Aufgabe, die das Parlament und die
Regierung in Richterwahlausschüssen wahrneh-
men. Zu der Frage, inwieweit haben wir eigent-
lich hier unterschiedliche Standards in den Inves-
titionsschutzabkommen und in der deutschen
Rechtsprechung, zum Beispiel in dem Begriff Fair
and Equitable Treatment? In der Tat haben wir
dort unterschiedliche Anwendungsbereiche. Art.
14 GG schützt zum Beispiel nicht das Vertrauen
in Genehmigungen, was wir aber durchaus haben
bei Fair and Equitable Treatment. Insofern haben
wir unterschiedliche Rechtsstandards dort und es
besteht die Möglichkeit, dass deutsche Gerichte,
wie zum Beispiel bei Vattenfall, eine Entschei-
dung treffen, die sich gar nicht deckt mit dem,
was ein Schiedsgericht annehmen würde. Also
wir haben diese Situation zum Beispiel in dem

ersten Vattenfall-Fall in Hamburg-Moorburg ge-
habt, wo eine wasserrechtliche Genehmigung in
einem Vergleich abgeschwächt wurde und im An-
schluss eine weitere Klage vor dem Oberverwal-
tungsgericht angestrengt wurde, die diese verän-
derte Genehmigung aufgehoben hat. Das ist jetzt
in der Revision, aber es gibt die Situation, dass
wir widersprüchliche Situationen haben und
diese Widersprüche werden nicht aufgehoben. In-
sofern haben wir hier ein Instrument, was nicht
nur grundsätzlichen Standards, die wir hier bei
uns in der deutschen Rechtsprechung anlegen, wi-
derspricht, sondern wir haben auch noch die an-
dere Frage zu lösen, inwieweit wir überhaupt dort
Investitionen anreizen. Das war ja jetzt hier auch
angedacht. Und da möchte ich einfach noch ein-
mal darauf hinweisen, dass es verschiedene Un-
tersuchungen gerade zu der Frage gibt, inwieweit
Investitionsschutz in Rechtssystemen Hilfestel-
lungen für Investoren leisten, die schon ausge-
prägte Rechtsschutzsysteme haben. Und die Ant-
wort darauf ist, dass Investitionsschutzklauseln
als solches kaum oder gar keine Auswirkung ha-
ben auf die Investitionstätigkeiten einfach des-
halb, weil die Investoren bereits Vertrauen haben
in das kanadische System zum Beispiel oder in
das System, wie wir es in der EU finden. Insofern
würde ich sagen, das Investitionsschutzkapitel,
wie wir es hier haben, ist hier per Definition eine
Krücke. Also zwischen OECD-Staaten muss es
eine Krücke sein, einfach weil wir ein viel besse-
res Instrument haben auf nationaler Ebene oder
auf europäischer Ebene und diese Krücke werden
wir dadurch nicht zu einem schönen Rennrad o-
der zu einem BMW machen dadurch, dass wir da
Blattgold darauf machen oder irgendwelche klei-
nere kosmetische Änderungen machen. Es bleibt
eine Krücke.

Der Vorsitzende: Jetzt eröffnen wir die zweite und
letzte Runde im Block 2. Für die CDU/CSU hat die
Frage der Herr Jung.

Abg. Andreas Jung (CDU/CSU): Herzlichen Dank.
Ich habe eine Frage an Herrn Schlegelmilch sowie
an Frau Prof. Kriebaum. Es geht um den gesetzge-
berischen Handlungsspielraum. Es ist ja immer
eine Sorge, dass durch die Bestimmungen des
CETA-Abkommens der Handlungsspielraum des
Gesetzgebers eingeschränkt würde und dass sogar
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auch dann, wenn er nichtdiskriminierende Maß-
nahmen beschließen würde, die im öffentlichen
Interesse sind, eine Entschädigungspflicht ausge-
löst würde gegenüber Unternehmen, die in genau
diesem geregelten Bereich tätig sind. Da wäre ich
Ihnen dankbar für eine Einschätzung. Sind diese
Sorgen berechtigt oder wie kann man diesen ent-
gegentreten?

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Herz-
lichen Dank. Ich glaube, die bisherige Diskussion
zeigt schon ganz gut, dass wir in CETA gerade ver-
sucht haben, diese Balance zwischen Investoren-
schutz und Regulierungshoheit neu zu definieren
im Verhältnis zu den früheren Abkommen. Und
wenn so ein Fall wie Vattenfall erwähnt wird,
dann muss man fairerweise auch sagen, dass der
Vattenfall-Fall auf den alten Regeln basiert hat,
wo eben die faire Behandlung oder die indirekte
Enteignung nicht definiert waren und darum die
Anspruchsgrundlage beim CETA-Abkommen eine
vollkommen andere wäre. Wir haben gerade ver-
sucht, im Falle der nichtdiskriminierenden Regeln
ganz klar zu machen, dass eine allgemein-gesetz-
geberische Regelung von vornherein keine indi-
rekte Enteignung sein kann. Das steht auch aus-
drücklich so drin. Es sei denn, dass sie offensicht-
lich willkürlich ist - das Willkürverbot gilt ja auch
im nationalen Recht. Auch bei nichtdiskriminie-
renden Maßnahmen, wenn wir dann auch bei der
fairen und gerechten Behandlung hinein schauen,
steht ebenfalls drin, dass wir solche Dinge nicht
schützen, wenn sie public purpose dienen. Das
war ein großes Manko der bisherigen Verträge,
aber ich glaube, da haben wir entscheidend nach-
gebessert um zu verhindern, dass in Zukunft ge-
rade die regulatorische Hoheit angegriffen wird,
wenn allgemein-gesetzliche Regeln erlassen wer-
den zum Gemeinwohl. Die Hürde ist, das möchte
ich noch einmal wiederholen, die Hürde ist si-
cherlich höher als im nationalen Recht, wo Ver-
hältnismäßigkeitsprüfungen gelten und ähnliche
Dinge. Ich glaube, das haben wir in CETA wesent-
lich besser hinbekommen als bisher.

Der Vorsitzende: Jetzt bitte Frau Prof. Kriebaum.

SVe Prof. Dr. Ursula Kriebaum (Universität
Wien): Vielen Dank. Also ich teile die Einschät-
zung, dass der regulative Spielraum der nationa-
len Gesetzgeber im CETA sehr stark abgesichert

ist. Das beginnt in der Präambel, wo ausdrücklich
darauf hingewiesen wird, dass Regelungen zur Ge-
sundheit, zum Umweltschutz, zur öffentlichen Si-
cherheit, zur kulturellen Diversität - das sind nur
Bespiele, die dort angeführt sind -, entschädi-
gungslos möglich sein müssen. Das geht weiter in
der Enteignungsklausel, die schon angesprochen
wurde. Wobei ich sagen muss, dass mir die Singa-
pur-Enteignungsklausel, wo auf Notwendigkeit
und Verhältnismäßigkeit abgestellt wird, geeigne-
ter erscheint als die im CETA-Abkommen, wo
man dieses Element, das typisch ist in der europä-
ischen Verfassungs- und Grundrechtsdogmatik,
zwar implizit hineininterpretieren kann, aber es
eben nicht so ausdrücklich formuliert ist, wie
etwa im Singapur-Text oder im TTIP-Entwurf. In-
sofern glaube ich, dass das absolut sichergestellt
ist, wenn das nicht-willkürliche gesetzgeberische
Tätigkeit ist, dass die entschädigungslos stattfin-
den kann nach dem Übereinkommen. Was man
vielleicht herausnehmen sollte, wenn ich mir
diese Bemerkung erlauben darf: Es ist Enteig-
nungsabsicht erwähnt als eines der Kriterien, um
festzustellen, ob überhaupt eine Enteignung vor-
liegt. Das ist zugegeben nur eines der Merkmale.
Das könnte aber zur Folge haben, dass irgendeines
der Schiedsgerichte überprüft, ob jedes einzelne
Element vorhanden ist, und früher oder später
sich dann ein Erfordernis, eine Absicht nachzu-
weisen einstellt. Das wäre für Investoren fatal,
weil ihnen das so gut wie nie gelingen wird. Inso-
fern denke ich, wäre es günstig, dieses Absicht-
selement aus dem Text herauszunehmen. Dies ist
auch nicht üblich nach den nationalen europäi-
schen Grundrechtsordnungen, dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte oder der bisheri-
gen Schiedsjudikatur. Nirgendwo wird dieses Ele-
ment bisher verlangt.

Der Vorsitzende: Für die SPD stellt die nächste
Frage Frau Poschmann.

Abge. Sabine Poschmann (SPD): Herzlichen Dank.
Ich hätte eine kurze Frage an Herrn Schlegel-
milch. Und zwar sprechen wir über den Investiti-
onsschutz: Schätzen Sie es so ein, dass hier über-
haupt noch ein Verhandlungsspielraum besteht?
Und an Herrn Dr. Schill, ob Sie aus Ihrer Sicht sa-
gen würden, dass der politische Handlungsspiel-
raum von Deutschland durch den Investitions-
schutz überhaupt nicht eingeschränkt wird? Das
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ist ja gerade die Befürchtung der Bevölkerung,
dass wir im Nachhinein durch politische Ände-
rungen, die im Grunde nach der Investition statt-
finden, zur Kasse gebeten werden oder der Staat.
Und was würden Sie Deutschland raten, wenn es
beim Investitionsschutz noch Handlungsspiel-
raum gäbe? Was würden Sie aus Ihrer Sicht raten,
was wir noch hereinverhandeln sollten?

Der Vorsitzende: Bitte, Herr Schlegelmilch.

SV Rupert Schlegelmilch (EU-Kommission): Ich
glaube, wir haben das Kanada-Abkommen, um
das es hier geht, natürlich schon weitgehend aus-
verhandelt. Es ist aber ganz klar die Bitte an uns
herangetragen worden, zu schauen, ob man noch
weitere Verbesserungen oder Klarstellungen in
den Prozess einbringen kann, den wir legal scrub-
bing nennen. Es gibt ja die Rechtsförmlichkeits-
prüfung und ich glaube, von der politischen
Ebene und auch von der Kommission ist durchaus
gesagt worden: Wir sind durchaus bereit zu
schauen, ob es noch weitere Optimierungsmög-
lichkeiten gibt unterhalb der Schwelle einer Neu-
verhandlung. Das ist, so glaube ich, eine klare
Aussage. Das werden wir in der nächsten Zeit
auch noch einmal unter die Lupe nehmen, weil
wir natürlich auch das bestmögliche Abkommen
aushandeln wollen. Sie dürfen aber nicht verges-
sen, dass natürlich auch die kanadische Seite er-
hebliche Zugeständnisse gemacht hat, auch in die-
sem Kapitel. Das heißt, wenn wir die ganze Sache
wieder aufmachen, wird es sehr schwierig, zu ei-
ner Einigung zu kommen. Das soll nicht heißen,
dass nicht punktuell noch einmal nachgeguckt
werden kann.

Der Vorsitzende: Herr Dr. Schill, Sie haben das
Wort.

SV Dr. Stephan Schill (Max Planck Institut für
ausländisches öffentliches Recht und Völker-
recht): Danke für die Frage. Zunächst: Wird politi-
scher Handlungsspielraum in Deutschland über-
haupt nicht eingeschränkt? Das würde ich nicht
sagen. Es gibt Vorschriften in CETA, die über das
hinausgehen, was die Verfassung oder das Uni-
onsrecht bisher verlangen, namentlich im Hin-
blick auf das Verbot von Diskriminierung von ka-
nadischen Investoren; also das Verbot von Diskri-
minierung ist durch die Verfassung bisher nicht

sichergestellt. Das ändert sich und das beschränkt
dann natürlich auch den Gesetzgeber. Wenn wir
uns allerdings angucken, wie tatsächlich Investiti-
onen behandelt werden müssen, dann geht CETA
nicht über das hinaus, also gibt keine zusätzlichen
Rechte, die deutsche oder andere europäische Un-
ternehmen hier nicht hätten. Insofern: Gleichstel-
lung von Kanadiern, aber keine Besserstellung.
Und insofern ist dann die Einschränkung des
Handlungsspielraumes auch nur im Verbot von
Diskriminierung zu sehen, aber nicht im Hinblick
auf die Behandlung in der Sache, was also Neu-
einführung von Umweltstandards, Arbeitsstan-
dards, Sozialstandards und dergleichen angeht.
Was würden Sie raten, hinein zu verhandeln,
wenn noch Verhandlungsbedarf besteht? Ich
glaube, es gibt sicherlich Details, die geändert
werden könnten. Ich persönlich bin mit der Art
und Weise, wie die Fair and Equitable Treatment-
Klausel formuliert ist, nicht sehr glücklich. Das ist
juristisch nicht sehr sauber formuliert im Hinblick
vor allem darauf, wie der Schutz legitimer Erwar-
tungen zu handhaben ist. Das ist sicherlich ver-
besserungsfähig, das sind allerdings Detailfragen.
Insgesamt muss man bei CETA sehen, dass das si-
cherlich ein Abkommen ist, das offensiven euro-
päischen Interessen sehr viel weniger entspricht
als bisherige bilaterale Investitionsschutzabkom-
men. Da ist also sehr viel weniger Investitions-
schutz drin als in bisherigen bilateralen Abkom-
men. Das heißt also europäische Investoren in Ka-
nada sind unter so einem Abkommen schlechter
geschützt als sie unter einem der alten deutschen
Abkommen geschützt gewesen wären, wenn das
denn vereinbart worden wäre. Das ist sicherlich
etwas, was man auf der Negativseite sehen muss,
der Schutz deutscher oder europäischer Investitio-
nen im Ausland ist sicherlich nicht so gut wie un-
ter anderen bilateralen Abkommen. Sicherlich gut
wäre, jetzt mehr Klarheit über diesen Kodex für
Schiedsrichterrichtlinien zu haben, das also klarer
zu machen, vielleicht auch schon klarer über Lis-
ten zu reden. Die Möglichkeiten sind allerdings
hier unter CETA schon vorhanden. Ich glaube,
insgesamt richtet CETA für die defensiven Interes-
sen in Europa keinen Schaden an. Unabhängig da-
von ist wichtig, dass sich Bundesregierung und
Bundestag auch weiterhin in multilateralen Foren
engagieren, idealerweise mit dem Ziel, irgend-
wann auch ein multilaterales Investitionsschutz-
abkommen und multilaterale Institutionen für die
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Streitbeilegung zu schaffen. Das sollte nicht aus
dem Blick verloren werden, selbst, wenn wir jetzt
größtenteils über bilaterale Abkommen reden.

Der Vorsitzende: Frau Dr. Gundelach für die Frak-
tion der CDU/CSU.

Abge. Dr. Herlind Gundelach (CDU/CSU): Ich
hätte zwei Fragen. Einmal an Herrn Prof. Quick:
Ist nach Ihrer Erfahrung zutreffend, dass Investor-
Staat-Schiedsverfahren in der Regel nur die größe-
ren Unternehmen und Konzernen nutzen oder
können auch kleine und mittlere Unternehmen
davon profitieren? Und dann würde mich noch –
gerichtet an Herrn Prof. Hindelang - eine Frage in-
teressieren, die noch einmal das Verhältnis von
nationalem Rechtsweg und Schiedsgericht in
CETA betrifft: Welche Bedeutung hat denn in die-
sem Zusammenhang die Klausel, dass Investoren
nur dann Schiedsklage erheben dürfen, wenn sie
entweder das nationale Gerichtsverfahren abge-
schlossen haben oder ein laufendes nationales Ge-
richtsverfahren einstellen?

SV Prof. Dr. Reinhard Quick (Verband der Chemi-
schen Industrie e. V. in Brüssel) Vielen Dank. Ich
glaube, ich kann die Fragen ganz kurz beantwor-
ten. Es betrifft natürlich insbesondere große Un-
ternehmen, aber gerade die Investor-Schiedsge-
richtsbarkeit stellt auch für kleine Unternehmen
eine Möglichkeit dar, weil sie schnell und effi-
zient ist. Und da können eben kleine Unterneh-
men, die in einem Land investiert haben, und sich
über eine Maßnahme beschwert fühlen, über diese
Investor-Schiedsgerichtsbarkeit schnell zu einem
Ergebnis kommen und müssen nicht durch den
gesamten Rechtsweg, den das nationale Recht an-
bietet, gehen. Und das ist ja durchaus ein Vorteil
für kleinere. Ich möchte aber gleich dazu sagen,
dass wir uns dafür einsetzen, dass eine Revisions-
instanz geschaffen wird, weil der Mensch ja
manchmal irrt.

Der Vorsitzende: Nun Herr Prof. Hindelang.

SV Prof. Dr. Steffen Hindelang (Freie Universität
Berlin): Das ist ein wunderbares Stichwort, Herr
Quick. Dass der Mensch manchmal irrt, das ist ja
auch der Grund, warum das Investor-Staat-
Schiedsverfahren auf der Grundlage von CETA
möglich sein sollte - aber eben auch nur dann.

Und zwar als Notfallnetz, als Rettungsboot - und
nicht als eine Alternative oder parallele Struktur
zu den nationalen Rechtssystemen, wenn diese
denn funktionieren. Also man muss flexibler um-
gehen mit dem Verhältnis zwischen nationaler
Gerichtsbarkeit und Investitionsschiedsgerichts-
barkeit. Das ist möglich. Allerdings hat die Kom-
mission hier in den Verhandlungen doch recht
wenig getan. Es ist so, dass der Investor, wenn er
vor einem Schiedsgericht klagt, vergleichbare Ver-
fahren international und national, die auf Scha-
densersatz lauten, nicht weiter verfolgen kann.
Tatsächlich möglich bleibt aber, dass er den staat-
lichen Akt, der zu dem Schaden geführt hat, noch
vor nationalen Gerichten anfechten kann. Also
wir haben hier teilweise eine Alternativität und
teilweise eine Parallelität, dessen muss man sich
sehr bewusst sein. Und damit könnte man eigent-
lich nicht zufrieden sein, wenn man sich dann die
Lösungspotenziale nationaler Gerichte anschaut.
Funktionierende staatliche Gerichte operieren in
einem Umfeld, das deutlich beständiger ist als die
Schiedsgerichtbarkeit. Es gibt systematisierende
Rechtsprechung, es gibt Instanzenzüge, all diese
Vorteile darf man nicht ohne Weiteres und ohne
Not über Bord werfen. Selbst wenn wir die perfek-
teste Schiedsverfahrensordnung hätten und die
perfektesten materiellen Klauseln: Das Völker-
recht ist immer eine holzschnittartige Rechtsord-
nung, die nie so fein ausziseliert die Balance zwi-
schen öffentlichen und privaten Belangen wider-
spiegeln kann, wie das die nationale Rechtsord-
nung macht. Wenn zunächst ein Verfahren durch
die nationalen Gerichte geht, dann wird dort eine
Art Vorprüfung gemacht. Es wird zunächst ge-
schaut: Wie ist im konkreten Staat die Abwägung
zwischen öffentlichen und privaten Belangen er-
folgt? Und wenn der Investor immer noch nicht
zufrieden sein sollte mit diesem rechtsstaatlichen
Verfahren, wenn er glaubt: Im ganz konkreten Fall
hat der deutsche/kanadische Richter das Recht ge-
beugt, ist er über das hinausgegangen, was er ei-
gentlich in einem rechtstaatlichen Verfahren hätte
tun sollen - dann soll er doch bitte noch einmal
das Investitionsschiedsgericht anrufen. Schnellig-
keit ist sicher wichtig, ist aber nicht alles, wenn es
um die Abwägung entscheidender öffentlicher
und privater Belange geht.

Der Vorsitzende: Wir haben noch eine dreiviertel
Minute. Herr Prof. Quick möchte noch ergänzen.
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SV Prof. Dr. Reinhard Quick (Verband der Chemi-
schen Industrie e. V. in Brüssel): Wenn wir vor
nationale Gerichte gehen - Frau Prof. Kriebaum
hat es ja schon gesagt -, dann müssen diese natio-
nalen Gerichte auch in der Lage sein, Völkerrecht
anzuwenden. Denn wir verfolgen einen Anspruch
aus dem Völkerrecht, nämlich den Anspruch aus
dem völkerrechtlichen Vertrag. Und da habe ich
divergierende Meinungen mit meinem Kollegen
hier auf der rechten Seite, weil ich der Meinung
bin, dass nationale Gerichte, entschuldigen Sie
bitte den Ausdruck, Völkerrechtsmuffel sind, und
nicht notwendigerweise Völkerrecht anwenden.
Und es gibt einige Beispiele des EuGH, wo der
EuGH zum Beispiel bei der Klage von Portugal,
WTO, einfach gesagt hat: Wir wenden Europa-
recht an und kein Völkerrecht. Und ich glaube,
man muss sich schon darüber im Klaren sein, dass
das Gericht natürlich dann durch den Vertrag in
die Lage versetzt werden muss, dass es dann auch
den völkerrechtlichen Vertrag anwendet, aber das
ist nicht normal. Unsere Freihandelsabkommen
sehen keine unmittelbare Anwendbarkeit vor.

Der Vorsitzende: Frau Wicklein für die SPD-Frak-
tion.

Abge. Andrea Wicklein (SPD): Wir haben jetzt,
glaube ich, das Thema ISDS erschöpfend abgear-
beitet. Deshalb erlaube ich mir, auf meine Aus-
gangsfrage noch einmal zurückzukommen, die
Herr Prof. Mayer vorhin nicht beantwortet hat.
Was würde es bedeuten, wenn ein Mitglied-
staat/ein Mitgliedsland CETA ablehnt - vorausge-
setzt, es handelt sich bei CETA um ein gemischtes
Freihandelsabkommen und eine nationale Ratifi-
zierung wäre notwendig?

Der Vorsitzende: Ich setze jetzt einmal einen Kon-
sens voraus, dass Herr Prof. Mayer jetzt noch ein-
mal etwas sagen darf, obwohl er jetzt in der zwei-
ten Runde nicht mehr vertreten ist. Aber es ist im
Rahmen der Zeit und wenn es keinen Protest gibt,
gebe ich Herrn Prof. Mayer das Wort.

SV Prof. Dr. Franz Mayer (Universität Bielefeld):
Vielen Dank für die Frage, ich bin ja noch da. Die
Sache ist durchaus umstritten. Die einfache Ant-
wort ist, wenn es wirklich endgültig abgelehnt ist,
dann kommt das Abkommen auch nicht mehr zu-
stande, dann ist Schluss mit dem Abkommen. Es

gibt aber auf dem Wege dahin natürlich noch den
Vorgang des vorläufig In-Anwendung-Setzens und
dann ist natürlich immer die Frage: Wie stellen
wir fest, ob es in einem Mitgliedstaat wirklich
eine endgültige Ablehnung gegeben hat? Wir kön-
nen mit Provisorien ja sehr lange im Welthandel
leben, wie es uns das GATT 1947 gezeigt hat. Von
daher ist die rechtliche Antwort nicht ganz ein-
deutig. Aber die Mehrheitsmeinung würde Ihnen
wahrscheinlich sagen: Wenn es endgültig abge-
lehnt ist, ist Schluss.

Abge. Andrea Wicklein (SPD): Also das heißt, es
würde reichen, wenn ein Mitgliedsland ablehnt,
dass dann CETA nicht zustande kommen würde.

SV Prof. Dr. Franz Mayer (Universität Bielefeld):
Ja richtig, man ja immer den Reflex zu denken,
das ist ein multilateraler Vertrag mit ganz Vielen,
und wenn einer nicht mitmacht, das ist egal, die
anderen können das ja trotzdem machen. Aber es
ist in der Struktur bilateral. EU auf der einen
Seite, Kanada auf der anderen Seite. Und die EU-
Seite bricht eben, wenn es ein gemischtes Abkom-
men ist, das war ja die Prämisse, dann zusammen,
wenn auch nur einer nicht mitmacht.

Der Vorsitzende: Wir hätten noch knapp drei Mi-
nuten für die SPD. Wenn sonst niemand etwas
hat, dann würde ich mir vielleicht erlauben,
Herrn Prof. Quick zu fragen.

Abg. Klaus Barthel (SPD): Sie haben gerade so auf
das Völkerrecht abgehoben im Zusammenhang
mit dem Investorenschutz. Können Sie sich ei-
gentlich vorstellen, dass das Völkerrecht eben
nicht nur für Investoren gilt, sondern vielleicht
auch für Arbeitnehmer, für Verbraucher, für die
Umwelt und dass man das, was man an Schieds-
gerichtsbarkeit jetzt für Investoren vorsieht, auch
auf andere Rechtssubjekte anwenden kann?

SV Prof. Dr. Reinhard Quick (Verband der Chemi-
schen Industrie e. V. in Brüssel): Jetzt führen Sie
mich aufs Glatteis, Herr Vorsitzender, vielen
Dank. Aber ich kann mir das durchaus vorstellen,
wenn man das Völkerrecht nämlich weiterentwi-
ckeln will und wenn es hier darum geht, dass ein
völkerrechtlicher Vertrag umgesetzt werden soll,
dann kann ich mir durchaus eine Streitbeilegung
vorstellen, die dann eben anderen die Möglichkeit
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gibt, einen Streit zu beginnen. Voraussetzung ist
immer, dass der Vertrag verletzt ist. Und ich
glaube, das ist die erste Sache, die dann geklärt
werden muss: Ist die vertragliche Verpflichtung
verletzt? Und wenn die vertragliche Verpflichtung
verletzt ist und der Kollege Nieber hat vorhin ja
schon darüber geredet, dann könnte man sich
durchaus zum Beispiel auch eine Streitbeilegung
unter dem Nachhaltigkeitskapitel vorstellen.

Der Vorsitzende: Herr Dr. Schabedoth hat jetzt
noch knapp zwei Minuten.

Abg. Dr. Hans-Joachim Schabedoth (SPD): Danke-
schön. Herr Prof. Quick, ist Ihnen aus Ihrem Ver-
antwortungsbereich ein Fall bekannt, wo ein deut-
sches oder ein europäisches Unternehmen
dadurch einen Nachteil hat, dass es eben noch
kein Investitionsschutzabkommen auf dem Ni-
veau von CETA mit Kanada gibt?

SV Prof. Dr. Reinhard Quick (Verband der Chemi-
schen Industrie e. V. in Brüssel): Nein.

Der Vorsitzende: Frau Dr. Kriebaum hat vorhin et-
was signalisiert. Deshalb gebe ich die Frage noch
einmal an Sie weiter mit dem Völkerrecht und
den anderen Rechtssubjekten, die eine Schiedsge-
richtsbarkeit brauchen könnten. Wenn Sie dazu
noch einmal kurz etwas sagen.

SVe Prof. Dr. Ursula Kriebaum (Universität
Wien): Wenn man einen völkerrechtlichen Vertrag
aufsetzt, in dem man andere Rechtssubjekte ver-
pflichtet, zum Beispiel im Sinn von Corporate
Social Responsibility-Fragen, und man dort
Schiedsgerichtsbarkeit vorsieht, dann ist es durch-
aus denkbar. Die Staaten müssen sich nur darauf
verständigen, dass sie das wollen. Und wenn das
gelingt, dann spricht völkerrechtlich nichts dage-
gen.

Der Vorsitzende: Das Wort hat nun der Kollege
Ernst für die Fraktion DIE LINKE.

Abg. Klaus Ernst (DIE LINKE.): Meine Frage rich-
tet sich noch einmal an Frau Eberhardt. Die Euro-
päische Kommission sagt ja nun, dass Klagen von
Vattenfall oder Ähnliches nach dem CETA-Ab-
kommen nicht mehr möglich wären. Ist das so?

Würde das auch die Klagen von Philip Morris ge-
gen das Anti-Tabak-Gesetz in Australien betref-
fen? Oder würden auch aufgrund des CETA-Ab-
kommens solche Klagen nicht mehr möglich sein?

Der Vorsitzende: Bitte, Frau Eberhardt.

SVe Pia Eberhardt (Corporate Europe Obser-
vatory): Danke für die Frage. Und dass sie wichtig
ist, haben wir eben ja schon gehört. Es gibt in der
Auseinandersetzung um laufende Klagen immer
den Verweis: Naja, aber die beziehen sich ja auf
das alte Modell, die würden jetzt mit unserem
neuen europäischen Ansatz gar nicht mehr mög-
lich sein. Für die Vattenfall-Klage kann ich das
schwer beantworten, weil die sogenannte Notice
of Arbitration nicht öffentlich ist, das heißt, ich
als Teil der Öffentlichkeit kann nicht nachvollzie-
hen, wie genau Vattenfall argumentiert. Für die
Philip Morris-Klage gegen Australien kann man
das aber, denn da ist sozusagen die Klageschrift
öffentlich. Man kann sich anschauen, wie Philip
Morris mit dem Begriff der Investition, des Inves-
tors und mit zentralen Konzepten wie faire und
gerechte Behandlung/Enteignung arbeitet. Die Ar-
gumente, die Philip Morris in dieser Klage vor-
bringt - und es geht eben um ein Gesetz, was in
Australien beschlossen wurde zum Zurückdrän-
gen des Tabakkonsums, was die Weltgesundheits-
organisation toll findet, was auch australische Ge-
richte übrigens schon für verfassungskonform er-
klärt haben -, könnte Philip Morris auf CETA ganz
leicht machen. Zwei Punkte würde ich gerne her-
ausgreifen, einmal den Begriff des Investors. Viel-
leicht wissen Sie, dass Philip Morris Australien
verklagt über eine Niederlassung in Hongkong,
das könnte Philip Morris auch auf Basis des
CETA-Vertrages machen, da muss das Unterneh-
men nämlich nur nachweisen, dass eine kanadi-
sche Niederlassung Substantial Business Activi-
ties in Kanada hat, und das ist für die Niederlas-
sung Philip Morris in Kanada der Fall. Und die
US-Verbraucherschutzorganisation hat letzte Wo-
che Zahlen herausgegeben, die besagen, dass nicht
nur Philip Morris als US-Unternehmen auf Basis
von CETA klagen könnte, sondern über 41 000
US-Unternehmen, die in Europa aktiv sind. Das
heißt, selbst wenn Sie TTIP verabschieden ohne
Investitionsschutz, öffnen Sie Tür und Tor für
Klagen von US-Investoren gegen Staaten wie
Deutschland oder die EU. Der zweite Punkt, den
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ich herausgreifen wollte, ist die Art und Weise,
wie Philip Morris mit Begriffen umgeht wie „Ent-
eignung“ und „faire und gerechte Behandlung“.
Und da ist ganz wichtig für die Klage von Philip
Morris, dass die sagen: Wir bezweifeln, dass das
Gesetz einem öffentlichen Interesse dient. Denn es
gibt gar keinen Nachweis, dass Einheitsverpa-
ckungen für Tabakprodukte den Tabakkonsum zu-
rückdrängen. Sie zweifeln also genau an, dass es
um so etwas geht und argumentieren mit Begrif-
fen, wie wir sie im CETA finden, wie zum Bei-
spiel „offenkundige Willkür“, wie „Unverhältnis-
mäßigkeit“. Deshalb glaube ich, dass so eine Klage
durchaus möglich wäre. Jetzt kann man einwen-
den: Ja, aber vielleicht verliert Philip Morris die
Klage. Klar, wir wissen nicht, wie die Klage gegen
Australien ausgeht, wir wissen auch nicht, wie so
eine CETA-Klage entschieden werden würde. In-
teressant bei Philip Morris ist aber, dass die Klage
schon heute Effekte hat. Die neuseeländische Ge-
sundheitsministerin hat gesagt: Wir arbeiten an
genau dem gleichen Gesetz wie in Australien, wir
finden das gut, wir möchten das durchsetzen zur
Bekämpfung des Tabakkonsums, aber wir werden
es nicht implementieren, solange die Klage gegen
Australien läuft. Wir haben nämlich Angst, auch
so eine Klage zu kassieren. Das ist ein Fall, wo
man sehr deutlich diesen Chill-Effekt von laufen-
den Klagen sieht. Deshalb ist es durchaus rele-
vant, sich zu fragen: Wären sie möglich auf Basis
von CETA? Und ich würde eben argumentieren:
ja. Wenn Sie solche Klagen nicht wollen, wenn
Sie nicht wollen, dass das nächste Atomausstiegs-
gesetz des Bundestages angefochten wird, dann
verabschieden Sie auf keinen Fall CETA mit die-
sen Investitionsschutzklauseln und halten Sie um
Gottes Willen auch die Bundesregierung davon
ab.

Der Vorsitzende: Noch 35 Sekunden.

Abg. Klaus Ernst (DIE LINKE.): Ich habe noch eine
kurze Frage an Herrn Dr. Schill. Sie sind ja nun
selber als Schiedsrichter benannt worden. Meine
Frage ist ganz einfach: Wären Sie lieber ordentli-
cher Richter geworden?

SV Dr. Stephan Schill (Max Planck Institut für
ausländisches öffentliches Recht und Völker-
recht): Herr Ernst, ich hätte durchaus die Möglich-

keit gehabt, auch in Deutschland Richter zu wer-
den, dagegen habe ich mich entschieden, weil ich
lieber Wissenschaftler bin. Im Übrigen bin ich in
keinem dieser Verfahren Schiedsrichter. Ich sitze
lediglich auf der Schlichterliste des International
Centre for Settlement of Investment Disputes, das
ist ein komplett anderes Verfahren, das ist mit
Schiedsverfahren nicht vergleichbar. Das ist alles,
was ich dazu sagen kann.

Der Vorsitzende: Für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN Kollege Dr. Gambke.

Abg. Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Vielen Dank, ich habe mehrere Fragen.
Ich habe zwei Fragen an Herrn Dr. Meyer-Ohlen-
dorf. Wir haben gehört, dass es für den Mittel-
stand gut sei. Nun habe ich Informationen, dass
ein mittleres Klagevolumen zwischen 4 bis 8 Mil-
lionen Euro kosten kann. Können Sie diese Zah-
len bestätigen für so ein Verfahren und ist das et-
was, was der typische Mittelstand, ich sage ein-
mal aus der Chemieindustrie ein Galvanikbetrieb,
der Chrom IV-Beschichtungen macht, der darun-
ter fallen kann, wirklich in Angriff nehmen
würde. Zweite Frage ist die, inwieweit ein Fall
Vattenfall durch ein CETA-Abkommen ausge-
schlossen ist, wie ich gehört habe. Ich habe dann
zweitens Fragen an Herrn Prof. Hindelang. Und
zwar haben Sie davon gesprochen, dass CETA un-
ter dem jetzigen Aspekt möglicherweise be-
stimmte Regelungen vorsieht. Aber wenn ich Sie
richtig verstanden habe, sagen Sie, das ist unser
heutiger Blick. Könnten Sie Ihre Aussage noch
einmal präzisieren im Hinblick darauf, was mög-
lichweise offen ist oder nicht so geregelt ist und in
Zukunft aber auf uns zukommt.

Der Vorsitzende: Zunächst bitte Dr. Meyer-Ohlen-
dorf.

SV Dr. Nils Meyer-Ohlendorf (Ecologic Institut):
Die erste Frage geht ganz schnell. Die Zahlen kann
ich bestätigen. 4 Millionen bis 8 Millionen, das ist
das, was ich auch regelmäßig gelesen habe und
wozu es auch Studien gibt. Zweite Frage zu Vat-
tenfall - ich glaube, das ist ausgeschlossen, ich
glaube, da hat Prof. Hindelang schon einen wich-
tigen Hinweis gegeben, indem er gesagt hat, dass
wir unbestimmte Rechtsbegriffe durch andere un-
bestimmte Rechtsbegriffe ersetzen. Also es gibt
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auch weiterhin in CETA unbestimmte Rechtsbe-
griffe, deren Anwendung wir nicht genau kennen.
Insofern würde ich Herrn Schlegelmilch wider-
sprechen wollen, dass wir diese Vattenfall-Kons-
tellation nicht haben werden. Wir werden sie viel-
leicht einfach anders haben. Sie wird möglich-
weise etwas schwieriger laufen, aber wir haben
weiterhin unbestimmte Rechtsbegriffe, deren Aus-
legung wir nicht kennen. Und einfach deshalb,
weil die Begriffe sehr unbestimmt sind, wird wei-
terhin ein Klagerisiko bestehen. Insofern muss
man sich da nichts vormachen. Es gibt weiterhin
das Risiko, einfach auch deshalb, weil natürlich
der Prüfungsmaßstab, den wir im nationalen
Recht haben, ganz anders ist. Das wurde hier ja
auch gesagt, dass es sehr feingliedrig ist, während
dieses Investitionsschutzrecht oder das Völker-
recht als solches immer sehr holzschnittartig ist
und einfach deshalb Risiken birgt.

Der Vorsitzende: Nun bitte Herr Prof. Hindelang.

SV Prof. Dr. Steffen Hindelang (Freie Universität
Berlin): Vielen Dank. CETA ist an sich ein Schritt
in die richtige Richtung in Sachen Investitions-
schutz. Offen bleibt die Frage, und das müssen
der Deutsche Bundestag oder auch die anderen
Parlamente in Europa für sich beantworten: Wol-
len wir eine Stärkung der Rule of Law auf interna-
tionaler Ebene erkaufen mit einer Schwächung
der nationalen Ebene - zumindest mit Blick auf
die Bundesrepublik Deutschland und ähnlich gut
aufgestellte Staaten? Hier könnte die Kommission
und die Europäische Union mehr tun, hat sie aber
nicht. Diese Frage ist mithin dann politisch zu
entscheiden. Was eben das Argument anbelangt,
dass nationale Gerichte das Völkerrecht nicht an-
wenden, so schwarz würde ich gar nicht sehen,
Herr Prof. Quick. Wenn der Investor vor deut-
schen Gerichten sein Recht bekommt, dann kann
er auch ganz glücklich sein, dann kann es eigent-
lich egal sein, auf welcher Rechtsgrundlage das
geschieht. Und die deutschen Richter sind in der
Lage, völkerrechtsfreundlich auszulegen, das ist
ein Standardmodus, das erfolgt regelmäßig. Also
wir handeln in Deutschland nicht so, dass wir un-
sere völkerrechtlichen Verpflichtungen einfach

einmal ignorieren würden, selbst wenn das Ab-
kommen nicht unmittelbar anwendbar wäre. Was
bleibt noch? Wir sollten uns intensiver Gedanken
machen, eine Berufungs- oder Revisionsinstanz
sofort anzugehen und nicht erst hier uns in politi-
schen Absichtserklärungen ins Nebulöse begeben.
Und wir müssen intensiv damit umgehen, wie wir
mit diesem Anschein der Voreingenommenheit
bei dem Streitbelegungsmechanismus umgehen.
Das kann man mit Blick auf die Schiedsinstitu-
tion, die von der Europäischen Kommission favo-
risiert wird, sehr wohl tun. Also die Schiedsinsti-
tutionen - hier der Generalsekretär - wählt ja den
dritten Schiedsrichter aus, wenn sich die Parteien
nicht einigen können oder wenn ein Schiedsrich-
ter angefochten wird, wird der eben auch durch
den Generalssekretär benannt. Hier sollte man
nicht die Auswahl der Weltbank überlassen, son-
dern ein objektives Element, sprich eine Liste,
heranziehen und nach deren Folge vorgehen und
diese abarbeiten. Man muss sich darüber Gedan-
ken machen, ob es im europäischen Interesse
liegt, hier überhaupt die Weltbank so stark zu in-
volvieren. Mit Blick auf die konkreten Schieds-
richter: Wenn wir das Problem grundsätzlich lö-
sen wollen, brauchen wir ein stehendes Gericht.
Nur das sehe ich noch nicht. Deswegen müssen
wir in der Zwischenzeit eben an Lösungen arbei-
ten, um zumindest die Effekte (der ad-hoc
Schiedsgerichtsbarkeit) abzufedern.

Der Vorsitzende: Wir haben es fast geschafft, in
der vorgesehenen Zeit diese Anhörung durchzu-
führen. Dafür vielen Dank allen Beteiligten. Ich
glaube, es hat ganz wichtige Informationen und
Aufschlüsse gebracht. Es ist sicher nicht die letzte
Befassung auch unseres Ausschusses mit CETA.
Wir erwarten die deutsche Übersetzung des Ab-
kommens, wie das Wirtschaftsministerium sagt,
für Ende Sommer 2015. Und spätestens wenn das
Ratifizierungsverfahren beginnt, wird sich das
Parlament zwangsläufig wieder damit beschäfti-
gen. Also allen, vor allen Dingen Ihnen als Exper-
tinnen und Experten, vielen Dank für das Kom-
men und für Ihre Auskünfte und Informationen.

Schluss der Sitzung: 16:18 Uhr
Hö/Za/Gr/So
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